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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Clara Blinger, Dr. André Hahn, Gokay
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Gruppe Die Linke
— Drucksache 20/14869 —

Erganzende Informationen zur Asylstatistik fiir das Jahr 2024 —
Schwerpunktfragen zu Dublin-Verfahren

Vorbemerkung der Fragesteller

Der Anteil von Verfahren zur Kldrung der asylrechtlichen Zustidndigkeit nach
der Dublin-Verordnung (Dublin-VO) der Européischen Union (EU) an allen
Asylverfahren des Bundesamts fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) lag im
Jahr 2023 bei 22,7 Prozent (vgl. hierzu und soweit nicht anders angegeben
auch im Folgenden: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 20/12757). Ubernahmeersuchen wurden im Jahr 2023
vor allem an Kroatien, Italien, Osterreich, Bulgarien und Griechenland gerich-
tet (insgesamt 72 Prozent aller 74 622 Ersuchen), die meisten Uberstellungen
Deutschlands (67 Prozent von 5 053 Uberstellungen) gingen nach Osterreich,
Frankreich, Spanien, Polen und Kroatien. Nach Ungarn wurde im Jahr 2021
das erste Mal seit Mai 2017 wieder eine Uberstellung vollzogen, obwohl die
EU-Kommission mehrere Vertragsverletzungsverfahren wegen Verstoen Un-
garns gegen EU-Asylrecht eingeleitet hatte und entsprechende Verurteilungen
durch den Européischen Gerichtshofs erfolgt sind. Im Jahr 2023 gab es sechs
Uberstellungen nach Ungarn.

Aus den 74 622 Ubernahmeersuchen Deutschlands im Jahr 2023 resultierten
5053 Uberstellungen in andere Mitgliedstaaten. Gemessen an den Zustim-
mungen zur Riickiibernahme (55 728) lag die sogenannte Uberstellungsquote
damit bei 9 Prozent (2022: 11,5 Prozent, vor der Corona-Pandemie, im Jahr
2019, lag die Quote bei 28,3 Prozent). Viele Zustimmungen ergeben sich da-
raus, dass auf Ersuchen Deutschlands nicht fristgerecht geantwortet wird, in
Bezug auf Italien war das bei 69,6 Prozent aller Zustimmungen der Fall. Hau-
fig verhindern Gerichte geplante Uberstellungen wegen erheblicher Méngel in
den Asyl- oder Aufnahmesystemen anderer Mitgliedstaaten oder aufgrund in-
dividueller Umstinde. So waren 2023 fiinf von zehn gegen eine Uberstellung
nach Griechenland gerichtete Rechtsschutzantriage erfolgreich, in Bezug auf
Italien lag die Erfolgsquote bei 74,3 Prozent, wobei nach dieser Statistik ein
Antrag auch dann als ,,abgelehnt* gilt, wenn das BAMF sich durch Selbstein-
tritt flir zusténdig erkldrt oder den angefochtenen Bescheid auf richterlichen
Hinweis hin dndert (vgl. Antwort zu Frage 17 auf Bundestagsdrucksache
19/22405).

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern und fiir Heimat
vom 19. Mdrz 2025 iibermittelt.

Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext.
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378 Beschiftigte des BAMF arbeiteten Mitte Juli 2024 im Dublin-Bereich
(Anfang 2023: 340). Wihrend immer komplexere Dublin-Verfahren das
BAMF und die Gerichte beschéftigen und Schutzsuchende belasten, bleibt die
Zahl der Asylsuchenden in Deutschland infolge des Dublin-Systems in etwa
gleich: 5053 Uberstellungen aus Deutschland standen im Jahr 2023 4275
Uberstellungen nach Deutschland gegeniiber. Das ist im Ergebnis eine reale
Umverteilung von 778 Personen nach fast 75 000 zum Teil sehr aufwendigen
Verfahren zur Kldrung der Zustindigkeit. Dublin-Verfahren dauerten im Jahr
2023 durchschnittlich 3,1 Monate. Kommt es aber nach der Feststellung der
Zustandigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates doch noch zu einer Asylprii-
fung in Deutschland (etwa infolge einer Gerichtsentscheidung oder weil eine
Uberstellung nicht durchsetzbar war), dauern diese Verfahren mit insgesamt
14,2 Monaten iiberdurchschnittlich lang — das betraf im Jahr 2023 20 249
Asylsuchende, die dann zu 71,1 Prozent (bereinigte Schutzquote) einen
Schutzstatus in Deutschland erhielten.

In Griechenland als Fliichtlinge Anerkannte diirfen nach {iberwiegender
Rechtsprechung nicht nach Griechenland zuriickgeschickt werden, weil ihnen
dort aufgrund fehlender Unterbringungs- und Uberlebensméglichkeiten eine
menschenrechtswidrige Behandlung bzw. existenzbedrohliche Notlage droht
(www.asyl.net/view/rechtsprechungsuebersicht-zu-in-griechenland-als-schutz
berechtigt-anerkannten-personen). Im Jahr 2023 stellten 7 113 Personen in
Deutschland einen Asylantrag, nachdem sie zuvor bereits in Griechenland
einen Schutzstatus erhalten hatten (2022: 14 053, 2021: 29 508), die meisten
von ihnen kamen aus Afghanistan, Syrien und dem Irak. Ende 2023 waren
noch rund 6 100 Asylverfahren von in Griechenland Anerkannten in Deutsch-
land anhéngig, ihre Verfahren waren vor dem Hintergrund der genannten
Rechtsprechung zunidchst ,riickpriorisiert® worden. Seit Mérz/April 2022
iiberpriift das BAMF die in Griechenland gewéhrten Schutzstatus inhaltlich
und bestitigte dabei im Jahr 2023 zu 74,5 Prozent einen Schutzbedarf (in
12 291 von 16 495 Fillen). Im Juli 2021 gab es eine gemeinsame Absichts-
erkldrung Deutschlands und Griechenlands zu einem Projekt des BAMF zur
nachhaltigen Verbesserung der Lebensbedingungen fiir in Griechenland aner-
kannte Fliichtlinge, Deutschland soll hierfiir 50 Mio. Euro angeboten haben
(vgl. Die Welt vom 15. Dezember 2021). Im Mérz 2022 habe es eine Einigung
zu wesentlichen Punkten des Vorhabens gegeben, Einzelheiten seien jedoch
noch in der Abstimmung (Antwort auf die Schriftliche Frage 82 auf Bundes-
tagsdrucksache 20/3097). Konkrete Verbesserungen bei der Unterbringung
von Schutzberechtigten in Griechenland nannte die Bundesregierung auf
Nachfrage nicht (vgl. Antwort zu Frage 16 auf Bundestagsdrucksache
20/5868), auf wiederholte Nachfrage erkldrte die Bundesregierung lediglich
(erneut), dass sie diesbeziiglich mit der griechischen Regierung ,,in Kontakt*
stiinde (vgl. Antwort zu Frage 10 auf Bundestagsdrucksache 20/12757). Auf
eine erneute Nachfrage zu etwaigen konkreten Verbesserungen antwortete der
Parlamentarische Staatssekretir Mahmut Ozdemir mit Schreiben vom 2. Okto-
ber 2024 an die Abgeordnete Clara Biinger, dass ,,laufende Verhandlungen
und Entscheidungsvorbereitungen” dem ,,Kernbereich der exekutiven Eigen-
verantwortung* unterfielen und Auskiinfte dazu deshalb nicht im Rahmen des
parlamentarischen Frage- und Informationsrechts gegeben werden konnten —
was die Fragestellenden so interpretieren, dass es auch nach jahrelangen Ver-
handlungen keine konkreten Vereinbarungen und Ergebnisse zur verbesserten
Unterbringung anerkannter Fliichtlinge in Griechenland zu geben scheint — die
Bundesregierung bestitigte dies letztlich in ihrer Antwort zu Frage 10 auf
Bundestagsdrucksache 20/14341, die Verhandlungen seien ,,noch nicht abge-
schlossen*.

Bundeskanzler Olaf Scholz hatte im Juni 2023 erklart, dass das bisherige
europdische Fliichtlingssystem ,,vollig absurd” sei, denn ,,80 Prozent der
Fliichtlinge, die in Deutschland ankommen, (...) sind nicht registriert (...).
Das heif3t, die waren schon mal irgendwo in Europa und héatten da eigentlich
ihren Asylantrag stellen miissen, das ist aber nicht passiert, sondern sie sind
irgendwann bei uns aufgetaucht” (vgl. Frankfurter Allgemeine vom 29. Juni
2023: ,,Thematisches Stockchen-Springen mit dem Bundeskanzler). Nach
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Angaben der Bundesregierung (vgl. Antworten zu den Fragen la bis 1c auf
Bundestagsdrucksache 20/9067) bezog sich Bundeskanzler Olaf Scholz dabei
auf den Anteil fehlender EURODAC (European Dactyloscopy)-Treffer bei
Asylerstantrdgen (77 Prozent im Jahr 2022). Unberiicksichtigt bleibt dabei,
dass in vielen Fallkonstellationen bei einer Asylantragstellung gar nicht mit
einem EURODAC-Treffer gerechnet werden kann und/oder Asylsuchende
auch nicht zuvor ,,irgendwo in Europa“ gewesen sein oder einen Asylantrag
hatten stellen miissen, etwa bei in Deutschland geborenen Kindern, fiir die ein
Asylantrag (z. T. von Amts wegen) gestellt wird — das betraf etwa 10 Prozent
aller Asylantrage im Jahr 2022. Weitere knapp 24 Prozent der Asylsuchenden
des Jahres 2022 waren mit einem Visum oder visumfrei legal nach Deutsch-
land eingereist, auch in diesen war bzw. ist kein EURODAC-Treffer und keine
Asylantragstellung in einem anderen Land zu erwarten. Bei fast 30 Prozent
der Asylsuchenden des Jahres 2022 handelte es sich um Kinder im Alter zwi-
schen 1 und 13 Jahren, die aufgrund ihres Alters im EURODAC-System nicht
registriert werden. Fehlende EURODAC-Treffer konnen auch auf technische
Mingel bei der Registrierung oder Speicherung zuriickzufiihren sein, so die
Bundesregierung (a. a. O., siche auch: Frankfurter Allgemeine vom 17. Okto-
ber 2024: ,,Bei wem Zuriickweisungen nicht funktionieren). Schlielich kann
Deutschland nach den Dublin-Regelungen auch bei einem EURODAC-Treffer
asylrechtlich zustindig sein, etwa bei unbegleiteten minderjdhrigen Fliichtlin-
gen oder wenn familidre Bindungen zu in Deutschland lebenden Asylsuchen-
den bzw. Fliichtlingen bestehen, oder in humanitiren Fallkonstellationen.
Auch wenn Asylsuchende in einem anderen Mitgliedstaat keine menschen-
wiirdigen Uberlebensmaéglichkeiten oder keinen Zugang zu einem fairen Asyl-
verfahren haben, ist ihnen nach Auffassung der Fragestellenden eine Weiter-
flucht innerhalb der EU nicht vorzuwerfen. Die Annahme bzw. Unterstellung
des Bundeskanzlers, Deutschland sei fiir 80 Prozent der Asylsuchenden ei-
gentlich gar nicht zustindig, weil sie in einem anderen durchreisten Land
einen Asylantrag hétten stellen miissen, ist nach Auffassung der Fragestellen-
den vor dem Hintergrund dieser Informationen falsch bzw. irrefiihrend — die
Bundesregierung wollte diese Einschitzung auf Nachfrage nicht kommentie-
ren (Antwort zu Frage la auf Bundestagsdrucksache 20/12757: ,,Die Aus-
sagen des Bundeskanzlers stehen fiir sich®).

Die allermeisten in Deutschland gewihrten ,,Kirchenasyle® betreffen Schutz-
suchende, die von Dublin-Uberstellungen in andere Mitgliedstaaten bedroht
sind. Im Jahr 2023 iibte das BAMF allerdings nur in neun Fallen nach entspre-
chenden Uberpriifungen der oft aufwendig dokumentierten Kirchenasylfille
sein Selbsteintrittsrecht aus, dem standen 313 Ablehnungen und 1 105 sonsti-
ge Erledigungen gegeniiber.

1. Wie viele Verfahren im Rahmen der Dublin-Verordnung wurden im
Jahr 2024 eingeleitet (bitte jeweils in absoluten Zahlen und in Prozent-
zahlen die Relation zu allen Asylerstantrigen sowie die Quote der auf
EURODAC-Treffern (EURODAC: europiische Datenbank zur Speiche-
rung von Fingerabdriicken — basierenden Dublin-Verfahren) angeben),
wie viele EURODAC-Treffer welcher Kategorie gab es in diesen Zeit-
rdumen?

Die Angaben kénnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Asylerstan- | Ubernahme- | Prozentualer | Prozentualer
trige ersuchen Anteil der Anteil der
(UE) andie | UE zuden | UE mit EU-
Mitgliedstaa- | Asylerstan- RODAC-
ten gesamt triigen Treffer
Jahr 2024 229 751 74 583 32,5 72,3
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Ubernahmeersuchen mit EURODAC-Treffern

Jahr 2024

EURODAC-Treffer gesamt 53910
davon EURODAC-Treffer
nach Artikel 9 EURODAC-Verord- 42 803
nung
nach Artikel 14 EURODAC-Verord- 9223
nung
nach Artikel 17 EURODAC-Verord- 1 884
nung

*Liegen fiir eine Person mehrere unterschiedliche EURODAC-Treffer nach der Verordnung (EU)
Nummer 603/2013 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 (sog. EURO-
DAC-Verordnung) vor, werden vorrangig die gemif3 Artikel 9 der EURODAC-Verordnung vorhan-
denen Treffer ausgewiesen.

EURODAC-Treffer | nach Artikel 9 EURO- nach Artikel 14
bei DAC-Verordnung EURODAC-Verord-
Asylerstantrigen nung

Jahr 2024

62 800

15 599

a) Wie viele Asylsuchende im Jahr 2024 waren den Gruppen ,,nachgebo-
rene Kinder, ,,VIS-Treffer”, ,,visafreie Einreise®, ,,Altersgruppe 1 bis
13 Jahre* zuzuordnen (bitte in absoluten und relativen Zahlen ange-
ben)?

Die Angaben konnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Jahr 2024 Anzahl Anteil zu Asylerstan-
(soweit verfiigbar) trigen
nachgeborene Kinder 21270 9,3 Prozent
VIS-Treffer* 28 868 14,4 Prozent
visafreie Einreise 17 813 7,8 Prozent
Altersgruppe unter 63 232 27,5 Prozent
14 Jahre

* Da bei der Statistik zu VIS-Treffern ein dreimonatiger Nacherfassungszeitraum zu beriicksichti-
gen ist, liegen hier nur Daten fiir den Zeitraum Januar bis Oktober 2024 vor. Die Zahl der Asylers-
tantrage betrug in diesem Zeitraum 199.947.

b) Zu wie vielen der ab 14-jdhrigen Asylantragstellenden lag ein EURO-
DAC-Treffer vor (bitte in absoluten und relativen Zahlen fiir das
Jahr 2024 angeben, zudem nach den 15 wichtigsten Staatsangehorig-
keiten differenzieren), und wie lauten diese Angaben fiir ab 14-jahrige
Asylantragstellende, die nicht direkt iiber einen Drittstaat (per Flug-
zeug oder Schiff) von aulerhalb der EU nach Deutschland eingereist
sind bzw. die ihren Asylantrag nicht nach vorherigem rechtméfBigem
Aufenthalt oder nach einer visumfreien Einreise in die EU oder einer
Einreise mit Visum gestellt haben (bitte so differenziert wie mdglich
angeben)?

Die Daten zu Eurodac-Treffern und Asylerstantrigen ab 14 Jahren im Jahr
2024 konnen der folgenden Tabelle entnommen werden.
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Eurodac-Treffer Asylerstantrige ab Anteil Eurodac-Treffer
14 Jahren an Erstantrige ab
14 Jahren

alle Herkunftslander 78 399 166 519 47,1 Prozent
darunter

Syrien, Arab. Rep. 30 585 56 054 54,6 Prozent
Afghanistan 16 447 24 833 66,2 Prozent
Tirkei 6917 20 996 32,9 Prozent
Irak 3114 4520 68,9 Prozent
Somalia 2714 5205 52,1 Prozent
Ungekléart 2521 3453 73,0 Prozent
Russische Foderation 2099 2904 72,3 Prozent
Guinea 1659 2363 70,2 Prozent
Algerien 1168 1941 60,2 Prozent
Iran, Islamische Republik 1150 4 346 26,5 Prozent
Tunesien 1144 1741 65,7 Prozent
Marokko 840 1508 55,7 Prozent
Kamerun 600 1 046 57,4 Prozent
Jemen 491 933 52,6 Prozent
Athiopien 436 1140 38,2 Prozent

Zur zweiten Teilfrage liegen keine statistischen Daten im Sinne der Fragestel-

lung vor.

2. Welche waren im Jahr 2024 bei Dublin-Ersuchen die 15 am stérksten be-
troffenen Herkunftsldnder und welche die 15 am stdrksten angefragten
Mitgliedstaaten (bitte in absoluten Zahlen und in Prozentzahlen angeben,
sowie in jedem Fall die Zahlen zu Polen, Griechenland, Zypern, Malta,
Kroatien, Bulgarien und Ungarn nennen)?

Die Angaben kénnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Jahr 2024 Ubernahmeersuchen
Ersuchen an Mitgliedstaaten absolut in Prozent

gesamt 74 583

darunter:

Griechenland 15453 20,7
Kroatien 14 068 18,9
Italien 12 841 17,2
Bulgarien 8 090 10,8
Frankreich 5000 6,7
Spanien 3324 4,5
Osterreich 2769 3,7
Polen 2223 3,0
Schweiz 1651 2,2
Schweden 1595 2,1
Niederlande 1591 2,1
Belgien 1269 1,7
Ruménien 925 1,2
Portugal 544 0,7
Lettland 535 0,7
Ungarn 363 0,5
Zypern 208 0,3
Malta 202 0,3
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Jahr 2024 Ubernahmeersuchen
nach Herkunftsland absolut in Prozent

gesamt 74 583

darunter:

Syrien, Arabische Republik 26 734 35,8
Afghanistan 10 909 14,6
Tiirkei 8793 11,8
Russische Foderation 3573 4,8
Somalia 2296 3,1
Irak 2002 2,7
Algerien 1705 2,3
Iran, Islamische Republik 1675 2,2
Guinea 1330 1,8
Ungeklart 1223 1,6
Marokko 1128 1,5
Nigeria 1118 1,5
Tunesien 958 1,3
Pakistan 840 1,1
Agypten 569 0,8

3. Wie viele Dublin-Entscheidungen mit welchem Ergebnis (Zusténdigkeit
eines anderen Mitgliedstaats bzw. der Bundesrepublik Deutschland,
Selbsteintritt, humanitire Falle, Familienzusammenfiihrung usw.) gab es
im Jahr 2024 (bitte bei der Zahl der Selbsteintritte auch nach Mitglied-
staaten und den jeweils drei wichtigsten Herkunftslindern differenzie-
ren), in wie vielen Fillen haben andere Mitgliedstaaten von ihrem Selbst-
eintrittsrecht Gebrauch gemacht?

Die Angaben kénnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Jahr 2024

Ablehnungen durch den 28 295
Mitgliedstaat gesamt

Art. 3 II Dublin 111 55
Art. 8 [ Dublin III 18
Art. 8 II Dublin 111 2
Art. 8 I1I Dublin 111 5
Art. 8 IV Dublin 111 550
Art. 9 Dublin III 323
Art. 10 Dublin 111 76
Art. 11 a) Dublin 111 68
Art. 11 b) Dublin III 11
Art. 12 1 Dublin 111 28
Art. 12 II Dublin I 250
Art. 12 III Dublin III 5
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Jahr 2024
Art. 12 IV Dublin III 632
Art. 13 I Dublin III 435
Art. 13 II Dublin IIT 120
Art. 14 1 Dublin 111 4
Art. 14 11 Dublin 111 19
Art. 16 I Dublin 111 7
Art. 17 I Dublin I 6
Art. 17 II Dublin III 89
Art. 18 I a Dublin III 16
Art. 18 I b Dublin III 6 697
Art. 18 I ¢ Dublin III 61
Art. 18 I d Dublin III 66
Art. 19 I Dublin I 16
Art. 19 II Dublin IIT 903
Art. 19 11 Dublin 1T 244
Art. 20 III Dublin 11T 4
Art. 22 VII Dublin 111 5
Ablehnende Zwischenantwort, da UE 10
an 3.MS noch nicht beantwortet
EURODAC-Treffer unvollstindig 58
Kein Dublinfall (i.d.R., weil int. 12 221
Schutz in MS)
Keine Antwort auf Remonstration 1544
innerhalb der Frist
Minderjahrigkeit zw. MS strittig 209
Verweis auf Zustandigkeit eines ande- 3538
ren MS
Zustimmungen des
Mitgliedstaat gesamt 44 431
Art. 3 II Dublin 111 12
Art. 8 IV Dublin 111 1
Art. 9 Dublin IIT 27
Art. 10 Dublin 111 5
Art. 11 a) Dublin 111 13
Art. 11 b) Dublin III 7
Art. 12 I Dublin III 261
Art. 12 II Dublin III 2412
Art. 12 I Dublin III 24
Art. 12 IV Dublin III 2 146
Art. 13 I Dublin III 689
Art. 13 II Dublin III 17
Art. 16 I Dublin III 1
Art. 17 II Dublin III 23
Art. 18 I a Dublin I1I 121
Art. 18 I b Dublin III 5362
Art. 18 I ¢ Dublin III 2 857
Art. 18 I d Dublin III 5262
Art. 18 II Dublin III 1
Art. 19 II Dublin III 1
Art. 19 III Dublin III 1
Art. 20 III Dublin III 46
Art. 20 IIT S. 2 Dublin III 2
Art. 20 V Dublin III 11 813
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Jahr 2024
Art. 22 VII Dublin III 9 784
Art. 25 II Dublin III 3524
Art. 28 III Dublin III 19
Jahr 2024
Selbsteintritte, die zur Durchfiihrung eines nationalen
Verfahrens fiihren*
Belgien 36|darunter:
Nordmazedonien 13
Moldau, Republik 7
Tunesien 4
Bulgarien 19 |darunter:
Syrien, Arabische 11
Republik
Pakistan 4
Afghanistan 2
Danemark 6 |darunter:
Afghanistan 1
Marokko 1
Montenegro 1
Estland 1|Russische Fodera- 1
tion
Finnland 4|Syrien, Arabische 2
Republik
Tunesien 2
Frankreich 160 | darunter:
Georgien 27
Albanien 20
Moldau, Republik 19
Griechenland 707 | darunter:
Armenien 275
Aserbaidschan 117
Syrien, Arabische 112
Republik
Island 1|Georgien 1
Italien 381 |darunter:
Tunesien 267
Nigeria 23
Afghanistan 14
Kroatien 167 |darunter:
Tiirkei 72
Russische Fodera- 47
tion
Afghanistan 20
Lettland 7| darunter:
Irak 3
Syrien, Arabische 2
Republik
Afghanistan 1
Liechtenstein 2| Tunesien 2
Litauen 23| darunter:
Irak 15
Russische Fodera- 6
tion
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Jahr 2024

Verfahrens fiihren*

Selbsteintritte, die zur Durchfiihrung eines nationalen

Aserbaidschan 1
Malta 21|Libyen 18

Elfenbeinkiiste 2

(Cote d Ivoire)

Nigeria 1
Niederlande 56 | darunter:

Moldau, Republik 33

Tiirkei 6

Tunesien 5
Norwegen 3| Afghanistan 1

Kuwait 1

Tunesien 1
Osterreich 49| darunter:

Tunesien 24

Tirkei 14

Syrien, Arabische 4

Republik
Polen 39|darunter:

Georgien 14

Russische Fodera- 8

tion

Belarus 5
Portugal 6| Angola 5

Guinea 1
Ruménien 18 |darunter:

Syrien, Arabische 9

Republik

Moldau, Republik 6

Irak 2
Schweden 13 |darunter:

Syrien, Arabische 2

Republik

Afghanistan 1

Algerien 1
Schweiz 21 |darunter:

Tunesien 16

Indien 2

Georgien 1
Slowakei 1| Tunesien 1
Slowenien 5| Aserbaidschan 4

Tunesien 1
Spanien 44| darunter:

Afghanistan 8

Syrien, Arabische 7

Republik

Russische Fodera- 6

tion
Tschechien 5| Tiirkei 3

Armenien 1

Georgien 1
Ungarn 12| darunter:
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Jahr 2024

Selbsteintritte, die zur Durchfiihrung eines nationalen

Verfahrens fiihren*

Bosnien und Her- 4
zegowina
Tunesien 3
Syrien, Arabische 2
Republik
Zypern 1|Somalia 1
Gesamt 1.808

*Die einzelnen Mitgliedstaaten melden ihrerseits an Eurostat, in wie vielen Féllen sie jeweils vom
Selbsteintrittsrecht Gebrauch gemacht haben. Es erfolgt jedoch durch die einzelnen Mitgliedstaaten
keine verdffentlichte Differenzierung nach Herkunftsland, Mitgliedstaat und Grund der Ausiibung.

4. Wie viele Uberstellungen nach der Dublin-Verordnung wurden im Jahr
2024 vollzogen (bitte in absoluten Zahlen und in Prozentzahlen angeben
und auch nach den 15 wichtigsten Herkunftsldndern und Mitgliedstaaten
— in jedem Fall auch Polen, Griechenland, Ungarn, Bulgarien, Kroatien,
Zypern und Malta — differenzieren)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Jahr 2024 Uberstellungen
an Mitgliedstaaten absolut in Prozent

gesamt 5827

darunter:

Osterreich 1113 19,1
Frankreich 972 16,7
Spanien 583 10,0
Kroatien 533 9,1
Niederlande 379 6,5
Polen 340 5.8
Schweden 322 5,5
Schweiz 309 5,3
Belgien 303 5,2
Bulgarien 290 5,0
Portugal 149 2,6
Ruminien 91 1,6
Finnland 77 1,3
Tschechien 66 1,1
Lettland 57 1,0
Malta 27 0,5
Griechenland 22 0,4
Zypern 8 0,1
Ungarn 3 0,1

Jahr 2024 Uberstellungen
Herkunftslinder absolut in Prozent

gesamt 5827

darunter:

Afghanistan 1232 21,1
Tirkei 899 15,4
Syrien, Arabische Republik 729 12,5
Russische Foderation 359 6,2
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Jahr 2024 Uberstellungen
Herkunftslinder absolut in Prozent
Algerien 295 5,1
Irak 212 3,6
Marokko 174 3,0
Nigeria 126 2,2
Guinea 124 2,1
Somalia 121 2,1
Iran, Islamische Republik 114 2,0
Pakistan 102 1,8
Indien 93 1,6
Tunesien 78 1,3
Angola 72 1,2

5. Wie viele Personen halten sich nach Angaben des Ausldnderzentralregis-
ters (AZR) derzeit in Deutschland auf, fiir die nach Auffassung des
BAMF ein anderer Mitgliedstaat fiir die Asylpriifung zusténdig ist, {iber
welchen aufenthaltsrechtlichen Status verfiigen sie (bitte so genau wie
moglich darstellen, auch nach Duldungsgriinden differenziert), wie viele
von ihnen verfligen iiber einen Schutzstatus (bitte differenzieren), und
wie viele dieser Personen sind ausreisepflichtig (bitte nach den zehn
wichtigsten Herkunftsldndern und Mitgliedstaaten differenzieren)?

Zum Stichtag 31. Januar 2025 hielten sich 26 769 Personen in der Bundesrepu-
blik Deutschland auf, bei denen das Zustdndigkeitsbestimmungsverfahren ge-
maB der sogenannten Dublin-III-Verordnung abgeschlossen wurde und ein an-
derer Mitgliedstaat als die Bundesrepublik Deutschland fiir die Priifung des von
diesen Personen gestellten Antrags auf internationalen Schutz als zustindig
festgestellt wurde. Von diesen waren zum Stichtag 6 228 ausreisepflichtig.

Es ist zu beachten, dass eine Auswertung nur nach aktuellem Stand des Auslin-
derzentralregisters (AZR) erfolgt. Hierbei konnen sich zeitliche Verzogerungen
zwischen tatsidchlichen Gegebenheiten und Eintragung ins AZR ergeben. Darii-
ber hinaus kann bei der Auswertung kein Unterschied gemacht werden, ob die
Uberstellungsfrist noch andauert, oder bereits abgelaufen ist.

Die weiteren Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen wer-

den.
Staatsangehorigkeit Anzahl Personen Davon
ausreisepflichtig:

Gesamt 26 769 6228
darunter:

Syrien, Arabische Repu- 6 831 1567
blik

Afghanistan 3503 826
Tiirkei 2481 555
Russische Foderation 1 838 442
Irak 1549 316
Nigeria 1271 399
Iran, Islamische Repu- 1106 190
blik

Guinea 697 178
Somalia 640 141
Algerien 448 116
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Land Anzahl Personen Davon
ausreisepflichtig:
Gesamt 26 769 6228
davon:
Baden-Wiirttemberg 3942 1132
Bayern 4105 772
Berlin 1027 176
Brandenburg 691 301
Bremen 165 32
Hamburg 623 104
Hessen 2151 306
Mecklenburg-Vorpom- 498 92
mern
Niedersachsen 2225 386
Nordrhein-Westfalen 6 852 1 854
Rheinland-Pfalz 1242 130
Saarland 396 146
Sachsen 918 117
Sachsen-Anhalt 547 185
Schleswig-Holstein 888 327
Thiiringen 499 168
Mitgliedstaat Anzahl Personen Davon
ausreisepflichtig:
Gesamt 26 769 6228
davon
Italien 8 047 1610
Kroatien 5958 1424
Bulgarien 1932 483
Frankreich 1878 530
Polen 1403 363
Spanien 1352 337
Schweden 882 215
Osterreich 762 211
Niederlande 591 162
Belgien 493 131
Litauen 421 54
Ruménien 419 101
Schweiz 417 104
Ungarn 306 16
Lettland 288 89
Portugal 279 83
Finnland 200 54
Slowenien 187 57
Norwegen 175 35
Déanemark u. Faroer 169 41
Griechenland 159 26
Tschechische Republik 156 44
Malta 100 22
Slowakische Republik 68 16
Estland 53 9
Zypern 37 5
Luxemburg 21 4
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Mitgliedstaat

Anzahl Personen

Davon

ausreisepflichtig:

Grof3britannien mit
Nordirland

11

2

Irland

3

0

Island

2

0

Aufenthaltsstatus

Anzahl Personen

Davon ausreise-
pflichtig:

Gesamt

26 769

6 228

Altfall — Aufenthaltstitel zuriickge-
nommen

1

Antrag auf einen Aufenthaltstitel ge-
stellt (ab 01.07.2014)

99

37

Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach
§ 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)
gestellt

1

Antrag auf Verldngerung eines Auf-
enthaltstitels gestellt

13

Aufenthaltserlaubnis nach § 16g Ab-
satz 1 AufenthG (Aufenthaltserlaub-
nis zur Berufsausbildung fiir ausreise-
pflichtige Auslénder, Anspruch) erteilt

Aufenthaltserlaubnis nach § 18b
AufenthG (Fachkraft mit akademi-
scher Ausbildung) erteilt

Aufenthaltserlaubnis nach § 18b
Abs. 1 AufenthG (Altfall — Fachkraft
mit akademischer Ausbildung) erteilt

Aufenthaltserlaubnis nach § 18b
Abs. 2 Satz 2 AufenthG (Altfall —
Blaue Karte EU, Fachkrifte mit aka-
demischer Ausbildung, Mangelberu-
fe) erteilt

Aufenthaltserlaubnis nach § 18g
Abs. 1 Satz 1 AufenthG (Blaue Karte
EU — Regelberufe) erteilt

Aufenthaltserlaubnis nach § 19¢ Ab-
satz 1 AufenthG i. V. m. § 22a
Beschéftigungsverordnung (BeschV)
(Beschéftigung von Pflegehilfskraf-
ten) erteilt

Aufenthaltsgestattung

8 248

48

Aufenthaltskarte nach § 5 Ab-

satz 1 Freiziigigkeitsgesetz/EU (Frei-
ziigG/EU) (Angehorige von EU-/
EWR-Biirgern)

53

Bescheinigung iiber die Meldung als
Asylsuchender nach § 63a Asylgesetz
(AsylG)

9127

964

Bescheinigung iiber die Wirkung
der Antragstellung (Fiktionsbescheini-
gung) ausgestellt

420

Daueraufenthaltskarte nach § 5 Abs. 5
Satz 2 FreiziigG/ EU (Angehorige von
EU-/EWR-Biirgern)

13
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Aufenthaltsstatus

Anzahl Personen

Davon ausreise-
pflichtig:

Duldung nach § 60a Abs. 1 AufenthG

57

57

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG Abschiebungshindernisse
n. § 60 Abs. 1-5,7 AufenthG erteilt

26

26

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG als unbegleiteter Minder-
jéhriger gem. § 58 Abs. 1a AufenthG
erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG aufgrund fam. Bindungen
erteilt

231

231

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG aus medizinischen Griinden
erteilt

10

10

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG aus sonstigen Griinden er-
teilt

2398

2398

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG bei Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung nach § 80 Ab-
satz 5 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG bei stattgegebenem Eilan-
trag gemiB § 123 VwGO erteilt

17

17

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG wegen eines Asylfolgean-
trags erteilt

132

132

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG weil konkrete Maflnahmen
zur Aufenthaltsbeendigung bevorste-
hen erteilt

1168

1168

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60c Abs. 1
AufenthG (Ausbildungsduldung, An-
spruch)

22

22

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60c Abs. 7
AufenthG (Ausbildungsduldung, Er-
messen)

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60d Abs. 1
AufenthG (Beschiftigungsduldung,
Regelanspruch, Beschiftigter)

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60d Abs. 4
AufenthG (Beschiftigungsduldung,
Ermessen, Beschéftigter)

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60c Abs. 6 Satz 2
AufenthG (Arbeitsplatzsuche nach
Ausbildungsabschluss) erteilt
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Aufenthaltsstatus

Anzahl Personen

Davon ausreise-
pflichtig:

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60d Abs. 1
AufenthG (Beschiftigungsduldung,
Regelanspruch, Ehegatte/Lebenspart-
ner) erteilt

3

3

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG wegen fehlender Reisedo-
kumente

557

557

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG

62

62

Duldung nach § 60a Abs. 2b
AufenthG

Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3
AufenthG in Verbindung mit § 60c
Absatz 6 Satz 1 AufenthG (Suche
nach weiterem Ausbildungsplatz) er-
teilt

Duldung nach § 60b Abs. 1 AufenthG
(Duldung fiir Personen mit ungeklér-
ter Identitit) erteilt

148

148

Erteilung/Verldngerung des Aufent-
haltstitels abgelehnt (Altfall)

Erteilung/Verldngerung des Aufent-
haltstitels abgelehnt (unanfechtbar)

Erteilung/Verldngerung des Aufent-
haltstitels abgelehnt (zugestellt am)

Fiktionsbescheinigung eingezogen

Fiktionsbescheinigung erloschen

kein Aufenthaltsrecht

1427

320

nach § 104c Absatz 1 Satz 1
AufenthG (Chancen-Aufenthaltsrecht
fiir langjahrig geduldete Auslinder)

214

nach § 104c Absatz 2 Satz 1
AufenthG (Chancen Aufenthaltsrecht
fiir Ehegatten/Lebenspartner)

nach § 104c Absatz 2 Satz 1
AufenthG (Chancen Aufenthaltsrecht
fiir minderjdhrige ledige Kinder)

38

nach § 104c Absatz 2 Satz 2
AufenthG (Chancen Aufenthaltsrecht
fiir volljéhrige ledige Kinder)

nach § 16a Abs. 1 AufenthG (be-
triebliche Berufsausbildung Weiterbil
dung) erteilt

nach § 16b Abs. 1 AufenthG (Studi-
um) erteilt

nach § 16d Abs. 1 i. V. m. Abs. 2
AufenthG (Durchfiihrung einer Qua-
lifizierungsmaBnahme mit Beschafti-
gung) erteilt

nach § 18 Abs. 3 AufenthG (Altfall —
keine qualifizierte Beschéftigung)

nach § 18a AufenthG (Fachkraft mit
Berufsausbildung) erteilt

17
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Aufenthaltsstatus

Anzahl Personen

Davon ausreise-
pflichtig:

nach § 18c Abs 1 AufenthG (Fach-
kréfte) erteilt

4

nach § 19¢c Abs. 1 AufenthG i. V. m.
§ 26 Abs. 2 BeschV (bestimmte
Staatsangehdrige) erteilt

17

nach § 19d Abs. 1 Nr. 1¢c AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis fiir qualifizierte
Geduldete, die seit drei Jahren unun-
terbrochen eine Beschiftigung ausge-
iibt haben) erteilt

nach § 19d Abs. 1 Nr. 1a AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis fiir qualifizierte
Geduldete mit Berufsausbildung oder
inléndischem Hochschulabschluss in
der Bundesrepublik Deutschland)

35

nach § 19d Abs. 1 Nr. 1b AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis fiir qualifizierte
Geduldete mit einem auslédndischen
Hochschulabschluss)

nach § 19d Abs. 1a AufenthG (Auf-
enthaltserlaubnis fiir qualifizierte Ge-
duldete im Anschluss an eine Ausbil-
dungsduldung) erteilt

nach § 23 Abs. 1 AufenthG (Aufnah-
me durch Land)

nach § 23a AufenthG (Hértefallauf-
nahme durch Lénder)

38

nach § 24 AufenthG (voriibergehen-
der Schutz)

64

nach § 25 Abs. 1 AufenthG (Asyl) an-
erkannt

nach § 25 Abs. 2 AufenthG (GfK) ge-
wahrt

240

nach § 25 Abs. 2 AufenthG (subsidié-
rer Schutz) gewéhrt

138

nach § 25 Abs. 3 AufenthG (Abschie-
bungsverbot)

451

nach § 25 Abs. 4 AufenthG (dringen-
de personliche oder humanitire Griin-
de)

nach § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG
(Verlangerung wegen auergewohnli-
cher Hérte)

nach § 25 Abs. 5 AufenthG (recht-
liche oder tatsdchliche Griinde)

171

nach § 25a Abs. 1 AufenthG (Auf-
enthaltsgewdhrung bei gut integrier-
ten Jugendlichen und jungen Volljah-
rigen)

99

nach § 25a Abs. 2 Satz 1 AufenthG
(Aufenthaltsgewdhrung bei gut inte-
grierten Jugendlichen und jungen
Volljahrigen: Eltern)

16
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Aufenthaltsstatus Anzahl Personen | Davon ausreise-
pflichtig:

nach § 25a Abs. 2 Satz 2 AufenthG 5
(Aufenthaltsgewahrung bei gut inte-
grierten Jugendlichen und jungen
Volljghrigen: Geschwister)

nach § 25b Abs. 1 Satz 1 AufenthG 239
(Aufenthaltsgewédhrung bei nachhalti-
ger Integration: integrierter Auslén-
der)

nach § 25b Abs. 4 AufenthG (Aufent- 16
haltsgewéhrung bei nachhaltiger Inte-
gration: Ehegatte/Lebenspartner)
nach § 25b Abs. 4 AufenthG (Aufent- 47
haltsgewéhrung bei nachhaltiger Inte-
gration: Minderjihriges Kind)

nach § 26 Abs. 3 Satz5i. V.m. § 35 4
AufenthG (Kinder mit Einreise vor
Vollendung des 18. Lebensjahrs)

nach § 26 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 54
(Asyl/GFK nach 5 Jahren)

nach § 26 Abs. 3 Satz 6i. V. m. Satz 1 1
AufenthG (Resettlement nach 5 Jah-

ren)

nach § 26 Abs. 4 AufenthG (aus hu- 28
manitéren Griinden nach 5 Jahren)

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 87

AufenthG (Familiennachzug zu Deut-
schen: Ehegatte)

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 5
AufenthG (Familiennachzug zu Deut-
schen: Kinder)

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 241
AufenthG (Familiennachzug zu Deut-
schen: sorgeberechtigter Elternteil)
nach § 28 Abs. 2 AufenthG (Famili- 53
enangehorige von Deutschen)
nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3¢ Var. 1
3 AufenthG (Ehegattennachzug zu
Asylberechtigtem)

nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3¢ Var. 4 6
AufenthG (Ehegattennachzug zu aner-
kanntem Fliichtling)

nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3g 1
Var.1 AufenthG (Ehegattennachzug zu
einem Inhaber einer Blauen Karte

EU)

nach § 30 AufenthG (Altfall -Ehegat- 1
tennachzug) ohne § 30 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3g AufenthG

nach § 30 AufenthG (Ehegattennach- 19
zug ohne § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3¢
Var. 3, 4 und Nr. 3g Var. 1 AufenthG)
nach § 31 Abs. 1, 2, 4 AufenthG 11
(eigenstdndiges Ehegattenaufenthalts-
recht)




Drucksache 20/15133

— 18—

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

Aufenthaltsstatus

Anzahl Personen

Davon ausreise-
pflichtig:

nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inhaber
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 7
Abs. 1 Satz 3 oder Kapitel 2 Abschn.
3 oder 4 AufenthG)

5

nach § 32 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inha-

ber einer Aufenthaltserlaubnis nach
§§ 28, 30, 31, 36 oder 36a AufenthG)

10

nach § 32 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inhaber
einer Aufenthaltserlaubnis nach sons-
tigen Vorschriften des AufenthG)

nach § 32 Abs. 1 Nr. 5 Alt. 1
AufenthG (Kindesnachzug zu einem
Inhaber einer Blauen Karte EU)

nach § 32 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inhaber
einer Niederlassungserlaubnis)

nach § 33 AufenthG (Geburt im Bun-
desgebiet)

nach § 34 Abs. 2 AufenthG (eigen-
stindiges Aufenthaltsrecht fiir Kinder)

nach § 35 AufenthG (Kinder)

nach § 36 Abs. 1 AufenthG (Nachzug
von Eltern)

nach § 36 Abs. 2 AufenthG (Nachzug
sonstiger Familienangehorige)

nach § 38a AufenthG (langfristig
Aufenthaltsberechtigter in ... [Landes-
kennzeichen des EU-Mitgliedstaates])

nach § 4 Abs. 2 AufenthG (Assoziati-
onsrecht EWG/Tiirkei)

nach § 9 AufenthG (allgemein)

Niederlassungserlaubnis nach § 18¢
Abs. 2 S. 3 AufenthG (Inhaber einer
Blauen Karte EU mit ausreichenden
Kenntnissen der deutschen Sprache)
erteilt

Vom Erfordernis eines Aufenthalts-
titels befreit
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6. Wie viele Personen halten sich nach Angaben des AZR derzeit in
Deutschland auf, die bereits einmal in einen anderen Mitgliedstaat {iber-
stellt wurden, iiber welchen aufenthaltsrechtlichen Status verfiigen sie
(bitte so genau wie moglich darstellen, auch nach Duldungsgriinden dif-
ferenziert), wie viele von ihnen verfligen iiber einen Schutzstatus (bitte
differenzieren), und wie viele von ihnen sind ausreisepflichtig (bitte nach
den zehn wichtigsten Herkunftslandern und Mitgliedstaaten differenzie-
ren), und wie viele dieser Personen sind im Jahr 2024 nach Deutschland
zurlickgekehrt, wie viele von ihnen leben bereits seit drei oder mehr Jah-
ren in Deutschland?

Zum Stichtag 31. Januar 2025 waren 15 785 aufhiltige Personen im Auslédnder-
zentralregister registriert, die bereits an einen anderen Mitgliedstaat {iberstellt
wurden. Davon waren 5 091 Personen ausreisepflichtig.

2 422 der aufhiltigen Personen reisten im Jahr 2024 in die Bundesrepublik
Deutschland ein und 9 714 Personen hielten sich seit drei oder mehr Jahren in
der Bundesrepublik Deutschland auf.

Die weiteren Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen wer-
den.

Staatsangehorigkeit | Anzahl aufhiltiger Per- Davon
sonen, die bereits ausreisepflichtig:
an einen anderen Mit-
gliedstaat iiberstellt
wurden
Gesamt 15785 5091
darunter:
Russische Foderation 2238 863
Afghanistan 1 826 440
Irak 1386 492
Syrien, Arabische Repu- 1133 260
blik
Somalia 645 208
Tiirkei 632 154
Iran, Islamische Repu- 607 167
blik
Nigeria 604 222
Guinea 573 320
Kosovo 453 85
Mitgliedstaat Anzahl aufhiiltiger Per- Davon
sonen, die bereits ausreisepflichtig:
an einen anderen Mit-
gliedstaat iiberstellt
wurden
Gesamt 15785 5091
davon:
Italien 3295 950
Polen 2224 759
Frankreich 1812 734
Osterreich 1226 394
Spanien 1223 475
Schweden 1103 315
Belgien 1002 310
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Mitgliedstaat Anzahl aufhiiltiger Per- Davon
sonen, die bereits ausreisepflichtig:
an einen anderen Mit-
gliedstaat iiberstellt
wurden
Niederlande 590 181
Kroatien 487 186
Schweiz 401 129
Ungarn 358 61
Tschechische Republik 235 79
Dénemark u. Faroer 233 65
Ruminien 209 73
Bulgarien 207 78
Griechenland 181 11
Norwegen 180 38
Litauen 164 55
Slowenien 149 47
Portugal 148 49
Finnland 102 34
Lettland 67 17
Slowakische Republik 62 21
Luxemburg 46 15
Malta 35 4
Grof3britannien mit 25 8
Nordirland
Estland 9 1
Zypern 6 2
Irland 5 0
Island 1 0
Schutzstatus Anzahl aufhiltiger Per- Davon
sonen, die bereits ausreisepflichtig:
an einen anderen Mit-
gliedstaat iiberstellt
wurden
Gesamt 15785 5091
davon:
Kein Schutzstatus 13 819 5020
Fliichtlingseigenschaft 1191 42
nach § 3 Abs. 4 AsylG
subsididrer Schutz nach 759 29
§ 4 Abs. 1 AsylG ge-
wahrt
Als Asylberechtigter an- 16 0
erkannt
Aufenthaltsstatus Anzahl aufhilti- Davon
ger Personen, die | ausreisepflichtig:
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden
Gesamt 15785 5091
davon:
Altfall — Aufenthaltstitel widerrufen 1
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Aufenthaltsstatus

Anzahl aufhilti-
ger Personen, die
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

Davon
ausreisepflichtig:

Altfall — Aufenthaltstitel zuriickge-
nommen

Antrag auf einen Aufenthaltstitel ge-
stellt (ab 01.07.2014)

190

50

Antrag auf einen Aufenthaltstitel ge-
stellt (Altfall bis 30.06.2014)

Antrag auf einen Aufenthaltstitel
nach § 24 AufenthG gestellt

11

Antrag auf Verldngerung eines Auf-
enthaltstitels gestellt

34

Aufenthaltserlaubnis nach § 16g Ab-
satz 1 AufenthG (Aufenthaltserlaub-
nis zur Berufsausbildung flir ausrei-
sepflichtige Ausliander, Anspruch)
erteilt

Aufenthaltserlaubnis nach § 18g
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AufenthG (Blaue
Karte EU — Mangelberufe) erteilt

Aufenthaltserlaubnis/EU (Angehori-
ge von EU-/EWR-Biirgern, (beftis-
tet) (alt)

Aufenthaltsgestattung

1 854

20

Aufenthaltskarte nach § 5 Abs. 7
S. 1 FreiziigG/EU (nahestehende
Personen von EU-Biirgern) ausge-
stellt

Aufenthaltskarte nach § 5 Absatz 1
FreiziigG/EU (Angehorige von EU-/
EWR-Biirgern)

88

Aufenthaltstitel erloschen

Aufenthaltstitel widerrufen (zuge-
stellt am)

Aufenthaltstitel widerrufen/erlo-
schen

befristete Aufenthaltserlaubnis (alt —
AuslidnderG)

Bescheinigung des Daueraufen-
thaltsrecht EU-/EWR-Biirger

Bescheinigung nach § 51 Abs. 2
Satz 3 AufenthG

Bescheinigung iiber die Meldung als
Asylsuchender nach § 63a AsylG

1197

232

Bescheinigung iiber die Wirkung
der Antragstellung (Fiktionsbeschei-
nigung) ausgestellt

1 084

Daueraufenthaltskarte nach § 5
Abs. 5 Satz 2 FreiziigG/ EU (Ange-
horige von EU-/EWR-Biirgern)

61

Duldung nach § 60a Abs. 1
AufenthG

71

71
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Aufenthaltsstatus

Anzahl aufhilti-
ger Personen, die
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

Davon
ausreisepflichtig:

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG Abschiebungshindernisse
n. § 60 Abs. 1-5,7 AufenthG erteilt

74

74

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG als unbegleiteter Min-
derjahriger gem. § 58 Abs. la
AufenthG erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG aufgrund fam. Bindungen
erteilt

346

346

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG aus medizinischen Griin-
den erteilt

15

15

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG aus sonstigen Griinden er-
teilt

1453

1453

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG bei Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung nach § 80 Ab-
satz 5 VwGO erteilt

15

15

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG bei fehlendem Absehen
von einer Vollstreckung nach § 456a
Strafprozessordnung (StPO) erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG bei stattgegebenem Eilan-
trag gemaB § 123 VwGO erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG wegen eines Asylfolgean-
trags erteilt

718

718

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG weil konkrete MaBnah-
men zur Aufenthaltsbeendigung be-
vorstehen erteilt

217

217

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60c Abs. 1
AufenthG (Ausbildungsduldung,
Anspruch)

23

23

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60c Abs. 7
AufenthG (Ausbildungsduldung, Er-
messen)

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60d Abs. 1
AufenthG (Beschiftigungsduldung,
Regelanspruch, Beschiftigter)
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Aufenthaltsstatus

Anzahl aufhilti-
ger Personen, die
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

Davon
ausreisepflichtig:

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60d Abs. 1
AufenthG (Beschiftigungsduldung,
Regelanspruch, Ehegatte/Lebens-
partner) erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG i. V. m. § 60d Abs. 4

i. V.m. Abs. 1 AufenthG (Beschif-
tigungsduldung, Ermessen, Ehe-
gatte/Lebenspartner) erteilt

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG (Altfall)

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1
AufenthG wegen fehlender Reisedo-
kumente

987

987

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 2
AufenthG

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3
AufenthG

104

104

Duldung nach § 60a Abs. 2b
AufenthG

10

10

Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3
AufenthG in Verbindung mit § 60c
Absatz 6 Satz 1 AufenthG (Suche
nach weiterem Ausbildungsplatz) er-
teilt

Duldung nach § 60b Abs. 1
AufenthG (Duldung fiir Personen
mit ungeklarter Identitét) erteilt

432

432

Erteilung/Verldngerung des Aufent-
haltstitels abgelehnt (Altfall)

10

Erteilung/Verlangerung des Aufent-
haltstitels abgelehnt (unanfechtbar)

Erteilung/Verlangerung des Aufent-
haltstitels abgelehnt (zugestellt am)

15

EU/EWR-Biirger ohne erfassten
Aufenthaltsstatus

30

Fiktionsbescheinigung eingezogen

Fiktionsbescheinigung erloschen

—| &

kein Aufenthaltsrecht

948

262

nach § 104a Abs. 1 Satz 1 AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis auf Probe)

nach § 104c Absatz 1 Satz 1
AufenthG (Chancen-Aufenthalts-
recht fiir langjéhrig geduldete Aus-
lander)

258

nach § 104c Absatz 2 Satz 1
AufenthG (Chancen Aufenthalts-
recht fiir Ehegatten/Lebenspartner)
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Aufenthaltsstatus Anzahl aufhiilti- Davon
ger Personen, die | ausreisepflichtig:

bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

nach § 104c Absatz 2 Satz 1
AufenthG (Chancen Aufenthalts-
recht fiir minderjahrige ledige Kin-
der)

51

nach § 104¢c Absatz 2 Satz 2
AufenthG (Chancen Aufenthalts-
recht fiir volljahrige ledige Kinder)

nach § 16 Abs. 1 AufenthG (Altfall
— Studium)

nach § 16a Abs. 1 AufenthG (be-
triebliche Berufsausbildung Weiter-
bildung) erteilt

nach § 16b Abs. 1 AufenthG (Studi-
um) erteilt

nach § 18 Abs. 4 Satz 1 AufenthG
(Altfall — qualifizierte Beschéftigung
nach Rechtsverordnung)

nach § 18a AufenthG (Fachkraft mit
Berufsausbildung) erteilt

nach § 18c Abs 1 AufenthG (Fach-
kréfte) erteilt

nach § 18c Abs. 2 Satz 1 AufenthG
(Inhaber einer Blauen Karte EU) er-
teilt

nach § 18d Abs. 1 (Forscher) erteilt

nach § 19a AufenthGi. V.m. § 2
Abs. 1 Nr. 2 Bst. b) oder § 2 Abs. 2
BeschV (Altfall — Blaue Karte EU,
Mangelberufe)

nach § 19¢c Abs. 1 AufenthG (iibri-
ge Beschiftigungssachverhalte der
BeschV)

nach § 19¢c Abs. 1 AufenthGi. V. m.
§ 14 Abs. 1a BeschV (Beschifti-
gung aus religiésen Griinden) erteilt

nach § 19¢c Abs. 1 AufenthGi. V. m.
§ 24a BeschV (Berufskraftfahrerin-
nen und Berufskraftfahrer)

nach § 19c Abs. 1 AufenthGi. V. m.
§ 26 Abs. 2 BeschV (bestimmte
Staatsangehdrige) erteilt

40

nach § 19¢ Abs. 3 AufenthG (Be-
schiftigung im offentlichen Interes-

se) erteilt

nach § 19d Abs. 1 Nr. 1c AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis flir qualifizier-
te Geduldete, die seit drei Jahren
ununterbrochen eine Beschéftigung
ausgeiibt haben) erteilt
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Aufenthaltsstatus Anzahl aufhiilti- Davon
ger Personen, die | ausreisepflichtig:

bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

nach § 19d Abs. 1 Nr. 1a AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis fiir qualifi-
zierte Geduldete mit Berufsausbil-
dung oder inldndischem Hochschul-
abschluss in der Bundesrepublik
Deutschland)

31

nach § 19d Abs. 1 Nr. 1b AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis filir qualifizier-
te Geduldete mit einem ausléndi-
schen Hochschulabschluss)

nach § 19d Abs. 1a AufenthG (Auf-
enthaltserlaubnis fiir qualifizierte
Geduldete im Anschluss an eine
Ausbildungsduldung) erteilt

nach § 21 Abs. 1 AufenthG (selbst-
stindige Tatigkeit wirtschaftliches
Interesse)

nach § 21 Abs. 2 AufenthG (selbst-
standige Tatigkeit volkerrechtliche
Vergilinstigung)

nach § 21 Abs. 5 AufenthG (freibe-
rufliche Tatigkeit)

nach § 23 Abs. 1 AufenthG (Auf-
nahme durch Land)

nach § 23 Abs. 1i. V. m. § 104a
Abs. 1 Satz 2 AufenthG (Altfallre-

gelung)

nach § 23 Abs. 2 AufenthG (beson-
dere Fille)

nach § 23 Abs. 4 AufenthG (Resett-
lement) — NE

nach § 23a AufenthG (Hértefallauf-
nahme durch Lander)

93

nach § 24 AufenthG (voriibergehen-
der Schutz)

82

nach § 25 Abs. 1 AufenthG (Asyl)
anerkannt

11

nach § 25 Abs. 2 AufenthG (GfK)
gewihrt

882

nach § 25 Abs. 2 AufenthG (subsi-
didrer Schutz) gewihrt

617

nach § 25 Abs. 3 AufenthG (Ab-
schiebungsverbot)

986

nach § 25 Abs. 4 AufenthG (drin-
gende personliche oder humanitéire
Griinde)

nach § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG
(Verlangerung wegen auBBergewohn-
licher Hérte)

14
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Aufenthaltsstatus Anzahl aufhiilti- Davon
ger Personen, die | ausreisepflichtig:

bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

nach § 25 Abs. 4a AufenthG (Auf-
enthaltsrecht fiir Auslénder, die Op-
fer einer Straftat nach den §§ 232,
233 oder 233a Strafgesetzbuch
(StGB) wurden)

nach § 25 Abs. 5 AufenthG (recht-
liche oder tatsidchliche Griinde)

382

nach § 25a Abs. 1 AufenthG (Auf-
enthaltsgewdhrung bei gut integrier-
ten Jugendlichen und jungen Voll-
jéhrigen)

147

nach § 25a Abs. 2 Satz 3 AufenthG
(Aufenthaltsgewéhrung bei gut in-
tegrierten Jugendlichen und jun-
gen Volljdhrigen: Ehegatte/Lebens-
partner)

nach § 25a Abs. 2 Satz 5 AufenthG
(Aufenthaltsgewdhrung bei gut inte-
grierten Jugendlichen und jungen
Volljdhrigen: minderjahrige ledige
Kinder)

nach § 25a Abs. 2 Satz 1 AufenthG
(Aufenthaltsgewahrung bei gut inte-
grierten Jugendlichen und jungen
Volljahrigen: Eltern)

13

nach § 25a Abs. 2 Satz 2 AufenthG
(Aufenthaltsgewédhrung bei gut inte-
grierten Jugendlichen und jungen
Volljdhrigen: Geschwister)

nach § 25b Abs. 1 Satz 1 AufenthG
(Aufenthaltsgewdhrung bei nachhal-
tiger Integration: integrierter Aus-
lander)

233

nach § 25b Abs. 4 AufenthG (Auf-
enthaltsgewahrung bei nachhaltiger
Integration: Ehegatte/Lebenspartner)

13

nach § 25b Abs. 4 AufenthG (Auf- 26
enthaltsgewahrung bei nachhaltiger

Integration: Minderjihriges Kind)

nach § 26 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 7
(Altfall — Asyl/GFK nach 3 Jahren)

nach § 26 Abs. 3 Satz51. V. m. § 35 10
AufenthG (Kinder mit Einreise vor

Vollendung des 18. Lebensjahrs)

nach § 26 Abs. 3 Satz 1 AufenthG 122
(Asyl/GFK nach 5 Jahren)

nach § 26 Abs. 3 Satz 3 AufenthG 34

(Asyl/GFK nach 3 Jahren)




Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

—27 —

Drucksache 20/15133

Aufenthaltsstatus

Anzahl aufhilti-
ger Personen, die
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

Davon
ausreisepflichtig:

nach § 26 Abs. 3 Satz 6i. V. m.
Satz 1 AufenthG (Resettlement nach
5 Jahren)

11

nach § 26 Abs. 3 Satz 61. V. m.
Satz 3 AufenthG (Resettlement nach
3 Jahren)

nach § 26 Abs. 4 AufenthG (Altfall
— aus humanitiren Griinden nach
7 Jahren)

15

nach § 26 Abs. 4 AufenthG (aus hu-
manitdren Griinden nach 5 Jahren)

157

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
AufenthG (Familiennachzug zu
Deutschen: Ehegatte)

148

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
AufenthG (Familiennachzug zu
Deutschen: Kinder)

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
AufenthG (Familiennachzug zu
Deutschen: sorgeberechtigter Eltern-
teil)

463

nach § 28 Abs. 2 AufenthG (Famili-
enangehorige von Deutschen)

361

nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3¢ Var.
4 AufenthG (Ehegattennachzug zu
anerkanntem Fliichtling)

21

nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3g Var.
1 AufenthG (Ehegattennachzug zu
einem Inhaber einer Blauen Karte
EU)

nach § 30 AufenthG (Altfall -Ehe-
gattennachzug) ohne § 30 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3g AufenthG

nach § 30 AufenthG (Ehegatten-
nachzug ohne § 30 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3¢ Var. 3, 4 und Nr. 3g Var. 1
AufenthG)

58

nach § 31 Abs. 1,2, 4
AufenthG (eigenstdndiges Ehegatte-
naufenthaltsrecht)

30

nach § 31 Abs. 3 AufenthG (eigen-
stindiges Aufenthaltsrecht der aus-
landischen Ehegatten)

nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inhaber
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 7
Abs. 1 S. 3 oder Kapitel 2 Abschn. 3
oder 4 AufenthG)
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Aufenthaltsstatus

Anzahl aufhilti-
ger Personen, die
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden

Davon
ausreisepflichtig:

nach § 32 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inhaber
einer Aufenthaltserlaubnis nach
§§ 28, 30, 31, 36 oder 36a
AufenthG)

nach § 32 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inha-
ber einer Aufenthaltserlaubnis

nach sonstigen Vorschriften des
AufenthG)

nach § 32 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG
(Kindesnachzug zu einem Inhaber
einer Niederlassungserlaubnis)

nach § 32 Abs. 4 AufenthG (Kindes-
nachzug im Hartefall)

nach § 33 AufenthG (Geburt im
Bundesgebiet)

nach § 34 Abs. 2 AufenthG (eigen-
stindiges Aufenthaltsrecht fiir Kin-
der)

nach § 35 AufenthG (Kinder)

nach § 36 Abs. 2 AufenthG (Nach-
zug sonstiger Familienangehdrige)

nach § 38a AufenthG (langfristig
Aufenthaltsberechtigter in ... [Lan-
deskennzeichen des EU-Mitglieds-
taates])

nach § 4 Abs. 2 AufenthG (Assozia-
tionsrecht EWG/Tiirkei)

nach § 7 Abs. 1 Satz 3 AufenthG
(sonstige begriindete Fille)

nach § 9 AufenthG (allgemein)

141

nach § 9a AufenthG (Daueraufent-
halt-EU)

15

nach Artikel 20 und 21 Vertrag

iiber die Arbeitsweise der Europé-
ischen Union (AEUV) (Unionsrecht-
liches Aufenthaltsrecht sui generis
eines drittstaatsangehdrigen Eltern-
teils eines Kindes mit Unionsbiirger-
schaft)

Niederlassungserlaubnis nach § 18¢c
Abs. 2 S. 3 AufenthG (Inhaber einer
Blauen Karte EU mit ausreichenden
Kenntnissen der deutschen Sprache)
erteilt
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Aufenthaltsstatus Anzahl aufhilti- Davon
ger Personen, die | ausreisepflichtig:
bereits an einen
anderen Mitglied-
staat iiberstellt
wurden
unbefristete Aufenthaltserlaubnis 1
(alt — Auslidndergesetz
(AuslénderQG))
Vom Erfordernis eines Aufenthalts- 2
titels befreit

7. Wie vielen Asylsuchenden des Jahres 2024 war zuvor in einem anderen
Mitgliedstaat, insbesondere in Griechenland, ein Schutzstatus zugespro-
chen worden (bitte auch nach Monaten auflisten und nach den wichtigs-
ten Herkunftsldndern differenzieren)?

Statistische Daten im Sinne der Fragestellung liegen nur fiir Antragstellende
vor, denen bereits ein Schutzstatus in Griechenland zuerkannt wurde.

Die Angaben konnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Jahr 2024 Afgha- Syrien Irak Ungeklirt | Somalia Sonstige Gesamt
nistan

gesamt 12 254 6718 2 625 1529 603 1383 25112
davon:
Januar 718 251 423 221 57 175 1 845
Februar 1369 229 331 198 49 121 2297
Mirz 1350 398 540 174 47 116 2 625
April 1327 436 397 178 49 145 2 532
Mai 1093 515 411 182 55 153 2 409
Juni 1289 626 100 153 49 118 2335
Juli 1508 893 58 167 74 147 2 847
August 1157 763 123 85 66 129 2323
September 754 615 41 50 48 101 1 609
Oktober 848 927 53 64 50 92 2034
November 557 745 100 37 37 64 1 540
Dezember 284 320 48 20 22 22 716

*Die hier aufgefiihrten Monatswerte konnen von bislang verdffentlichten Daten abweichen, da hdufig erst im Laufe des Verfahrens festge-
stellt wird, ob bereits ein Schutzstatus in Griechenland vorlag.

8. Wie viele Entscheidungen in den Verfahren von in Griechenland Aner-
kannten gab es im Jahr 2024 (bitte nach Monaten differenzieren), und
wie viele dieser Verfahren (zu wie vielen Personen) sind noch offen?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Herkunftslinder gesamt
Personen Jan. Feb. Miirz April | Mai | Juni
Entscheidungen 660 675 1 067 1288 799 231
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Herkunftslinder gesamt
Personen Juli | Aug. | Sept. | Okt. | Nov. | Dez. | Jahr 2024 ge-
samt
Entscheidungen| 1 020| 885| 516| 656| 567| 352 8.716

Anmerkung: Einzelne Monatswerte kénnen von bislang ver6ffentlichten statistischen Daten abwei-
chen, da es in Einzelfillen zu nachtriglichen Anderungen (z. B. Stornierungen von Entscheidun-
gen) kommen kann.

Mit Stand 31. Dezember 2024 waren rund 26 150 Verfahren von durch Grie-
chenland bereits anerkannt Schutzberechtigten beim Bundesamt fiir Migration
und Fliichtlinge (BAMF) anhéngig.

a) Wie war der Ausgang dieser Verfahren im Gesamtjahr 2024, im ersten
Halbjahr 2024 bzw. im zweiten Halbjahr 2024 (bitte jeweils nach den
vier iiblichen Schutzstatus — Ablehnung, Ablehnung als offensichtlich
unbegriindet, sonstige Verfahrenserledigungen — differenzieren und
diese sonstigen Erledigungen bitte genauer ausdifferenzieren; An-
gaben bitte insgesamt, aber jeweils auch fiir die fiinf wichtigsten Her-
kunftsstaaten in absoluten und relativen Zahlen machen)?

Die Daten fiir das Jahr 2024 koénnen der nachfolgenden Tabelle entnommen

werden.
Entscheidungen Gesamt | Afgha- | Syrien Irak Unge- | Somalia
nistan klirt

Anerkennung 7 4 0 2 0 0
Fliichtlingsschutz gem. § 3 T AsylG 2162 1907 24 29 19 86
subsididrer Schutz gem. § 4 I AsylG 1114 39 953 11 19 12
Abschiebungsverbot gem. § 60 V/VII 639 480 6 57 5 70
AufenthG
abgelehnt 882 7 0 674 10 14
offensichtlich unbegriindet abgelehnt 68 1 0 49 1 2
formelle Verfahrenserledigung 3 844 951 1315 345 611 95
davon:
Einstellung wg. § 33 Iull, § 32a II AsylG 105 13 5 25 26 7
sonstige Einstellung 59 18 2 14 9 0
Unzuldssig (§ 29 I Nr. 1 AsylG) 12 2 7 0 0 0
Unzuldssig (§ 29 I Nr. 2 AsylG) 3591 904 1275 289 567 87
Unzuléssig (kein Folgeverf. § 29 I Nr. 5 73 14 26 14 9 1
AsylG)
Unzuldssig (kein Zweitverf. § 29 I Nr. 5 4 0 0 3 0 0
AsylG)
Gesamt 8716 3389 2 298 1167 665 279
Die Daten fiir das 1. Halbjahr 2024 konnen der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden.

Entscheidungen 1.Halbjahr 2024 (Stand | Gesamt | Afgha- | Syrien Irak Unge- | Somalia

30.06.2024) nistan klirt

Anerkennung 7 4 0 2 0 0
Fliichtlingsschutz gem. § 3 T AsylG 1 995 1770 23 21 18 71
subsididrer Schutz gem. § 4 I AsylG 977 37 889 10 10 10
Abschiebungsverbot gem. § 60 V/VII 563 422 6 56 5 59
AufenthG
abgelehnt 824 5 0 642 8 13
offensichtlich unbegriindet abgelehnt 61 1 0 45 1 1
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Entscheidungen 1.Halbjahr 2024 (Stand | Gesamt | Afgha- | Syrien Irak Unge- | Somalia
30.06.2024) nistan klirt
formelle Verfahrenserledigung 293 53 60 39 78 8
davon:
Einstellung wg. § 33 Iull, § 32a Il AsylG 61 7 5 20 12 6
sonstige Einstellung 21 9 1 1 4 0
Unzuléssig (§ 29 I Nr. 1 AsylG) 9 0 6 0 0 0
Unzuléssig (§ 29 I Nr. 2 AsylG) 160 31 32 5 60 1
Unzulassig (kein Folgeverf. § 29 I Nr. 5 38 6 16 10 2 1
AsylG)
Unzulassig (kein Zweitverf. § 29 I Nr. 5 4 0 0 3 0 0
AsylQG)
Gesamt 4720 2292 978 815 119 162
Die Daten fiir das 2. Halbjahr 2024 konnen der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden.
Entscheidungen 2.Halbjahr 2024 (Stand | Gesamt | Afgha- | Syrien Irak Unge- | Somalia
31.12.2024) nistan klirt
Anerkennung 0 0 0 0 0 0
Flichtlingsschutz gem. § 3 I AsylG 167 137 1 8 1 15
subsididrer Schutz gem. § 4 I AsylG 137 2 64 1 9 2
Abschiebungsverbot gem. § 60 V/VII 76 58 0 1 0 11
AufenthG
abgelehnt 58 2 0 32 2 1
offensichtlich unbegriindet abgelehnt 7 0 0 4 0 1
formelle Verfahrenserledigung 3551 898 1 255 306 533 87
davon:
Einstellung wg. § 33 Iull, § 32a Il AsylG 44 6 0 5 14 1
sonstige Einstellung 38 9 1 13 5 0
Unzuléssig (§ 29 I Nr. 1 AsylG) 3 2 1 0 0 0
Unzuldssig (§ 29 I Nr. 2 AsylG) 3431 873 1243 284 507 86
Unzuléssig (kein Folgeverf. § 29 I Nr. 5 35 8 10 4 7 0
AsylQ)
Unzuléssig (kein Zweitverf. § 29 I Nr. 5 0 0 0 0 0 0
AsylQ)
Gesamt 3996 1097 1320 352 546 117

b) Wie ist es nach Auffassung der Bundesregierung bzw. des BAMF zu
erkldaren, dass es nach ihren Angaben (vgl. Antworten jeweils zu
Frage 8a auf den Bundestagsdrucksachen 20/12757 und 20/14341) seit
Juli 2024 kaum noch Anerkennungen, dafiir aber sehr viele formelle
Verfahrenserledigungen (Unzuléssigkeitsentscheidungen) bei in Grie-
chenland Anerkannten gibt (bitte ausfiihren), ist dies insbesondere auf
eine interne Weisung zu einem gednderten Verfahren zuriickzufiihren,
und wenn ja, wann wurde diese mit welchem Inhalt und mit welcher

Begriindung erlassen (bitte so genau wie moglich darlegen)?

Die Situation anerkannt international Schutzberechtigter in Griechenland ist
derzeit Gegenstand einer eingehenden Priifung, ob aktuelle positive Entwick-
lungen und Initiativen in Griechenland beziiglich der Situation dort bereits an-
erkannt international Schutzberechtigter zu der Annahme fithren kdnnen, dass
dort nicht grundsétzlich von einer Verletzung von Art. 3 der Europédischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) und Art. 4 der Charta der Grundrechte der

Europiischen Union (GRCh) auszugehen ist.
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Die Beurteilung der allgemeinen asyl-, abschiebungs- oder iiberstellungsrele-
vanten Lage im Zielstaat Griechenland ist auch Gegenstand einiger Tatsachen-
revisionsverfahren gemif § 78 Abs. 8 AsylG beim Bundesverwaltungsgericht.

Vor diesem Hintergrund wurde entschieden, die Entscheidung iiber Asylantrage
von Antragstellenden, denen bereits in Griechenland internationaler Schutz zu-
erkannt wurde, zunéchst zuriickzustellen. Von der Zuriickstellung nicht umfasst
sind Verfahren, in denen eine Ablehnung des Asylantrags als unzuldssig erge-
hen kann.

¢) Wie viele Drittstaatsangehdrige wurden im Jahr 2024 nach Griechen-
land abgeschoben (bitte auch nach den wichtigsten Staatsangehdrig-
keiten differenzieren)?

Im Jahr 2024 haben die zustdndigen Behorden des Bundes und der Lander nach
den bei der Bundespolizei vorliegenden Informationen insgesamt 220 Dritt-
staatsangehorige nach Griechenland abgeschoben. Nihere Angaben konnen Sie
der als Anlage beigefiigten Tabelle mit den wichtigsten Staatsangehdrigkeiten
entnehmen.

Anzahl abgeschobener Personen
Gesamt 220
nach Staatsangehorigkeiten
Syrien 68
Afghanistan 45
ungeklart 37
Irak 16
Pakistan 10
Iran
staatenlos
Jemen
Tirkei
Somalia
Palastina
Albanien
Agypten
Siidsudan
Sierra Leone
Tansania
Libanon
Algerien
Bangladesch
Marokko
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d) Ist die Bewertung und Umsetzung des Urteils des Europdischen Ge-
richtshofs (EuGH) vom 18. Juni 2024 — C-753/22 — inzwischen erfolgt
(vgl. Antwort zu Frage 8c auf Bundestagsdrucksache 20/14341), und
wenn ja, wie, und wie gestaltet sich die Zusammenarbeit und der
Informationsaustausch mit der griechischen Asylbehdrde bei der Sach-
verhaltspriifung zu in Griechenland anerkannten Fliichtlingen, wenn
die griechische Asylentscheidung nicht iibernommen wird, in der Pra-
xis (bitte so genau und praxisnah wie moglich darstellen)?

In Umsetzung des Urteils des Europdischen Gerichtshofs (EuGH) wurde ent-
schieden, im jeweiligen Einzelfall den erforderlichen Informationsaustausch
mit der Behorde des schutzgewédhrenden EU-Mitgliedstaates in entsprechender
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Anwendung des etablierten Verfahrens nach Art. 34 der Dublin III-VO iiber
DubliNET durchzufiihren.

Diese Vorgehensweise gilt auch fiir Verfahren, in denen bereits eine Klage
gegen einen Bescheid des Bundesamtes erhoben wurde und das Gerichtsverfah-
ren noch anhingig ist.

e) Inwiefern hingt die gednderte Entscheidungspraxis des BAMF im
Umgang mit in Griechenland Anerkannten seit Juli 2024 (siche
Frage 8b) mit dem Urteil des Européischen Gerichtshofs (EuGH) vom
18. Juni 2024 (s. 0.) und den darin enthaltenen Verpflichtungen zum
Informationsaustausch mit den griechischen Behorden (vgl. a. a. O.,
Randnummern 76 ff.) zusammen, vor dem Hintergrund eines daraus
nach Auffassung der Fragestellenden folgenden hohen Arbeitsauf-
wands fiir das BAMF, wenn es die Asylentscheidungen Griechenlands
nicht iibernehmen mochte (bitte ausfiihren und begriinden)?

Es wird auf den Antwortbeitrag zu Frage 8b verwiesen.

f) Wie lang dauerten die Asylverfahren von in Griechenland anerkannten
Gefliichteten im ersten Halbjahr 2024 bzw. im zweiten Halbjahr 2024
(bitte jeweils auch nach den fiinf wichtigsten Herkunftsstaaten diffe-
renzieren)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Verfahrensdauer von in Griechenland anerkannten Gefliichteten
1. Halbjahr 2024 (Stand: 30.06.2024)

Gesamt 12,0
darunter:

Afghanistan 9,8
Syrien, Arabische Republik 12,8
Irak 13,7
Somalia 16,6
Ungekléart 15,1

Verfahrensdauer von in Griechenland anerkannten Gefliichteten
2. Halbjahr 2024 (Stand: 31.12.2024)

Gesamt 7,2
darunter:

Syrien, Arabische Republik 3,7
Afghanistan 7,2
Ungeklért 7,9
Irak 9,7
Pers. aus paléstinensischen Gebieten 16,4
(nicht als Staat anerkannt)




Drucksache 20/15133

— 34—

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

9. Gegen wie viele der ablehnenden Entscheidungen des BAMF im Jahr
2024 zu zuvor in Griechenland Anerkannten wurden Rechtsmittel einge-
legt (bitte auch nach wichtigsten Herkunftsldndern auflisten), und welche
Gerichtsentscheidungen gab es 2024 in diesen Verfahren (bitte wie in der
Antwort zu Frage 9 auf Bundestagsdrucksache 20/12757 differenzieren,
auch mit genaueren Angaben zu formellen Verfahrenserledigungen), in
wie vielen Féllen formeller Verfahrenserledigungen durch die Gerichte
wurde im Anschluss eine positive bzw. negative bzw. noch keine Ent-
scheidung des BAMF getroffen (bitte auch nach den wichtigsten Staats-

angehorigkeiten differenzieren)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Klagen insgesamt 01.01.-31.12.2024
(Stand 15.02.2025)

Personen

4 085

darunter:

Syrien, Arabische Republik

1118

Irak

1009

Afghanistan

844

Ungeklart

434

Pers. aus paldstinensischen Gebieten (nicht als Staat an-
erkannt)

198

Iran, Islamische Republik

101

Somalia

99

Jemen

91

Kongo, Demokratische Republik

33

Sudan

27

Gerichtsentscheidungen
insgesamt
01.01.-31.12.2024
(Stand 15.02.2025)

Fliicht-
lingsschutz
gem. §31

AsylG

Subsididrer
Schutz
gem. § 41
AsylG

Abschie-
bungsver-
bot gem.
§ 60 V/VII
AufenthG

Ablehnung

formelle
Verfahrens-
erledigun-
gen

Gesamt

Gesamt

18

55

970

1 046

darunter:

Syrien, Arabische Repu-
blik

[u—

0

13

366

380

Afghanistan

248

252

Irak

111

154

Ungekléart

102

102

Pers. aus paldstinensischen
Gebieten (nicht als Staat
anerkannt)

OO O

(=] fen) Fan) fan)

(=] Rl

33

35

Somalia

29

31

Jemen

26

26

Iran, Islamische Republik

19

24

Staatenlos

12

12

Turkei

(=] el fen] el en]

(=] fen) fen) fan) Ran)

(=] feo) feu) fen) Ren)

(=] K] O, ] Ranl | 9]

7

Formelle Verfahrenserledigungen
Gericht 01.01.-31.12.2024
(Stand 15.02.2025)

970

davon:

aufgehoben; neuer Bescheid

631

sonstige Einstellung

138

Unzulidssig (§ 29 I Nr. 2 AsylQG)

103
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Formelle Verfahrenserledigungen 970
Gericht 01.01.-31.12.2024
(Stand 15.02.2025)
Einstellung wg. § 33 Tull, § 32a Il 66
AsylG
Prozesserledigung 22
Unzuléssig (§ 29 I Nr. 1 AsylG) 4
Unzuldssig (kein Zweitverf. § 29 1 3
Nr. 5 AsylG)
Unzuldssig (kein Folgeverf. § 29 1 2
Nr. 5 AsylG)
kein Abschiebungshindernis 1

In 111 Féllen wurde nach einer formellen Gerichtsentscheidung eine positive
Bundesamtentscheidung getroffen.

Bundesamtsentscheidung nach formeller Gerichtentschei- 111
dung
(01.01.-31.12.2024) gesamt
davon:
Fliichtlingsschutz gem. § 3 I AsylG 15
subsididrer Schutz gem. § 4 I AsylG 64
Abschiebungsverbot gem. § 60 V/VII AufenthG 32

10. Sind die Verhandlungen und Gespriche mit der griechischen Regierung
hinsichtlich einer Verbesserung der Unterbringung und Versorgung von
anerkannt Schutzsuchenden in Griechenland inzwischen abgeschlossen,
wenn ja, welches Ergebnis wurde erzielt (bitte so genau wie moglich dar-
legen), und wenn nein, wie bewertet dies die Bundesregierung vor dem
Hintergrund, dass diese Gespriche bereits seit Juli 2021 andauern (siche
Vorbemerkung der Fragesteller)?

Die Verhandlungen und Gespréiche mit der griechischen Regierung dauern an.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 10 der Kleinen
Anfrage der Gruppe Die Linke auf Bundestagsrucksache 20/14341 verwiesen.

11. Wie viele Kirchenasylfille mit Dublin-Bezug wurden im Jahr 2024 an
das BAMF gemeldet (bitte nach Bundesldndern differenzieren), in wie
vielen dieser Fille wurde rechtzeitig ein Dossier vorgelegt, und was war
das Ergebnis der Uberpriifungen (Uberstellung, Selbsteintritt Deutsch-
lands, sonstige Verfahrenserledigung; bitte nach Monaten differenzieren),
wie viele Kirchenasylfille ohne Dublin-Bezug gab es im Jahr 2024?

Die Angaben konnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Monat Anzahl der ge- | dazu eingegan- | Ergebnisse der | sonstige Erle- | in Bearbeitung
meldeten Kir- | gene Dossiers |Dossier-Priifungen| digungen
chenasylfiille SER kein
ausge- SER
iibt ausge-

iibt
Januar 2024 177 133 0 6 124 3
Februar 2024 232 169 0 3 162 4
Mirz 2024 196 148 0 2 142 4
April 2024 216 171 0 6 159 6
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Monat Anzahl der ge- | dazu eingegan- | Ergebnisse der | sonstige Erle- |in Bearbeitung
meldeten Kir- | gene Dossiers |Dossier-Priifungen digungen
chenasylfille SER kein
ausge- SER
iibt ausge-

iibt
Mai 2024 199 169 0 0 160 9
Juni 2024 195 172 0 3 163 6
Juli 2024 202 147 0 4 141 2
August 2024 192 140 0 2 135 3
September 2024 191 150 0 5 128 17
Oktober 2024 232 186 0 9 137 40
November 2024 210 177 0 7 102 68
Dezember 2024 144 116 1 2 43 70
Gesamtergebnis 2 386 1 878 1 49 1 596 232

Das BAMF priifte im Jahr 2024 insgesamt 39 Kirchenasylfdlle ohne Dublin-
Bezug. Eine statistische Erhebung der Ergebnisse erfolgt nicht.

12. Wie viele Asylantrige wurden im Jahr 2024 mit der Begriindung einer
Nichtzustdndigkeit nach der Dublin-Verordnung als unzuldssig abgelehnt
bzw. wurden die Verfahren eingestellt, ohne dass ein Asylverfahren mit
inhaltlicher Priifung durchgefiihrt wurde (bitte in absoluten und relativen
Zahlen angeben und auch die Zahl formeller Entscheidungen nennen),
und wie viele Asylantrige wurden als unzuldssig erachtet, weil bereits in
einem anderen Land ein Schutzstatus gewidhrt wurde (bitte in absoluten

und relativen Zahlen angeben)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Zeitraum Entscheidungen gesamt
davon formelle Entscheidungen
davon Dublin-Entscheidungen (Nichtzu-
stindigkeit)
davon unzu- | Davon Einstel-
ldssig (nach lungen
§291INr. 1
AsylG)
Jahr 2024 301 350| 75700 32678 32518 160
Zeitraum Entscheidungen gesamt
davon formelle Entscheidungen
davon Schutz im Mitgliedstaat
Jahr 2024 301 350 75 700 8679
13. Wie viele Ubernahmeersuchen, Zustimmungen bzw. Uberstellungen

(bitte differenzieren) im Rahmen des Dublin-Systems gab es im Jahr
2024 durch bzw. an Deutschland (bitte auch nach Landern differenzieren
und die jeweiligen Uberstellungsquoten nennen; bitte in einer gesonder-
ten Tabelle darstellen, wie liber Ersuchen anderer Mitgliedstaaten durch
das BAMF in den genannten Zeitrdumen entschieden wurde, und nach
Griinden bzw. Rechtsgrundlage der Dublin-Verordnung differenzieren)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.
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Jahr 2024 Ubernahmeersuchen an die Ubernahmeersuchen von Mitgliedstaaten
Mitgliedstaaten
Ubernahme- | Zustimmun- erfolgte Ubernahme- | Zustimmun- erfolgte
ersuchen gen Uberstellun- | ersuchen gen Uberstellun-
gen gen
Osterreich 2769 1543 1113 796 512 372
Belgien 1269 987 303 2 449 1745 437
Bulgarien 8 090 3297 290 48 25 24
Schweiz 1651 1 064 309 1 981 1512 718
Zypern 208 36 8 172 120 126
Tschechien 301 245 66 88 57 36
Dianemark 258 165 36 228 168 108
Estland 55 40 7 12 11 5
Griechenland 15453 219 22 417 257 229
Spanien 3324 2599 583 1 1
Finnland 351 301 77 80 69 44
Frankreich 5000 3531 972 4712 2611 920
Kroatien 14 068 12 932 533 73 16 3
Ungarn 363 236 3 42 22 17
Irland 22 8 0 152 42 1
Island 30 5 0 32 20 10
Italien 12 841 10 402 3 567 415 30
Liechtenstein 1 1 0 22 18 5
Litauen 147 123 50 13 9 6
Luxemburg 71 35 12 184 155 81
Lettland 535 528 57 13 6 5
Malta 202 160 27 3 2 1
Niederlande 1591 1120 379 2299 1 850 1043
Norwegen 167 90 17 172 146 142
Polen 2223 1 998 340 87 72 58
Portugal 544 473 149 38 34 6
Rumiénien 925 621 91 17 10 6
Schweden 1595 1311 322 215 175 147
Slowenien 444 308 48 61 24 4
Slowakei 85 53 10 10 8 8
Gesamt 74 583 44 431 5827 14 984 10112 4592
Jahr 2024

Ablehnungen durch das Bundesamt an die Mitgliedstaaten 4 898
gesamt
davon:
Art. 3 II Dublin 11T 1
Art. 8 I Dublin III 51
Art. 8 II Dublin 11 48
Art. 8 IV Dublin I 34
Art. 9 Dublin III 41
Art. 10 Dublin 11 32
Art. 11 a) Dublin III 32
Art. 11 b) Dublin III 20
Art. 12 I Dublin III 5
Art. 12 II Dublin III 17
Art. 12 III Dublin 111 1
Art. 12 IV Dublin III 126
Art. 13 I Dublin III 4
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Jahr 2024
Art. 13 II Dublin 111 9
Art. 14 I Dublin III 1
Art. 14 II Dublin III 2
Art. 16 I Dublin III 4
Art. 16 II Dublin III 1
Art. 17 II Dublin III 57
Art. 18 I b Dublin III 127
Art. 18 I d Dublin III 18
Art. 19 I Dublin III 3
Art. 19 II Dublin III 592
Art. 19 I Dublin III 345
Art. 22 VII Dublin 111 1
Ablehnende Zwischenantwort, da UE an 3.MS noch nicht 32
beantwortet
EURODAC-Treffer unvollstindig 163
Kein Dublinfall (i. d. R., weil int. Schutz in MS) 528
Keine Antwort auf Remonstration innerhalb der Frist 2
Minderjahrigkeit zw. MS strittig 12
Verweis auf Zusténdigkeit eines anderen MS 2 589
Zustimmungen durch das Bundesamt an die Mitgliedstaa- 10 112
ten
gesamt
davon:
Art. 8 I Dublin III 122
Art. 8 II Dublin III 75
Art. 8 IV Dublin III 3
Art. 9 Dublin III 65
Art. 10 Dublin III 58
Art. 11 a) Dublin 111 12
Art. 11 b) Dublin III 9
Art. 12 I Dublin III 98
Art. 12 II Dublin I 473
Art. 12 III Dublin III 15
Art. 12 IV Dublin III 632
Art. 13 I Dublin III 4
Art. 13 II Dublin III 10
Art. 14 1 Dublin IIT 1
Art. 16 I Dublin IIT 7
Art. 16 II Dublin III 1
Art. 17 I Dublin III 1
Art. 17 II Dublin III 103
Art. 18 I a Dublin III 36
Art. 18 I b Dublin III 2762
Art. 18 I ¢ Dublin III 702
Art. 18 I d Dublin III 4 842
Art. 19 I Dublin IIT 2
Art. 20 III Dublin III 4
Art. 20 V Dublin III 43
Art. 22 VII Dublin III 9
Art. 25 II Dublin 111 23
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14. Wie viele Zustimmungen zur Ubernahme von Gefliichteten durch andere
Mitgliedstaaten basierten im Jahr 2024 auf Zustimmungen durch Fristab-
lauf nach Artikel 22 Absatz 7 bzw. Artikel 25 Absatz 2 Dublin-VO (bitte
im Verhdltnis zu allen Zustimmungen angeben und nach beiden Rechts-
grundlagen, differenziert nach Mitgliedstaaten, differenzieren)?

Die Angaben kdnnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Jahr 2024 Zustimmungen der Mitgliedstaaten Zustimmungen der Bundesrepublik
Deutschlands
Alle Zu- darunter darunter Alle Zu- darunter darunter
stimmun- | Artikel 22 Ab- | Artikel 25 Ab- |stimmun-| Artikel 22 Ab- | Artikel 25 Ab-
gen satz 7 Dublin satz 2 Dublin gen satz 7 Dublin satz 2 Dublin
111 111 111 111
absolut | in % | absolut | in % absolut | in % | absolut | in %
Osterreich 1543 2 0,1 8 0,5 512 2 0,4 0 0,0
Belgien 987 1 0,1 14 1,4 1745 0 0,0 4 0,2
Bulgarien 3297 4 0,1 39 1,2 25 0 0,0 1 4,0
Schweiz 1 064 4 0,4 7 0,7 1512 0 0,0 8 0,5
Zypern 36 0 0,0 1 2,8 120 3 2,5 0 0,0
Tschechien 245 0 0,0 0 0,0 57 0 0,0 0 0,0
Dénemark 165 0 0,0 2 1,2 168 0 0,0 0 0,0
Estland 40 0 0,0 0 0,0 11 0 0,0 0 0,0
Griechen- 219 0 0,0 53| 242 257 4 1,6 0 0,0
land
Spanien 2599 1008| 38,8 426 16,4 1 0 0,0 0 0,0
Finnland 301 2 0,7 3 1,0 69 0 0,0 0 0,0
Frankreich 3531 239 6,8 260 7,4 2611 0 0,0 6 0,2
Kroatien 12 932 40 0,3 837 6,5 16 0 0,0 0 0,0
Ungarn 236 1 0,4 2 0,8 22 0 0,0 0 0,0
Irland 8 0 0,0 0 0,0 42 0 0,0 0 0,0
Island 5 0 0,0 2| 40,0 20 0 0,0 0 0,0
Italien 10 402 8450 81,2 1726 16,6 415 0 0,0 1 0,2
Liechten- 1 0 0,0 0 0,0 18 0 0,0 0 0,0
stein
Litauen 123 0 0,0 1 0,8 9 0 0,0 0 0,0
Luxemburg 35 0 0,0 0 0,0 155 0 0,0 1 0,6
Lettland 528 0 0,0 85 16,1 6 0 0,0 0 0,0
Malta 160 0 0,0 1 0,6 2 0 0,0 0 0,0
Niederlan- 1120 5 0,4 14 1,3 1 850 0 0,0 1 0,1
de
Norwegen 90 0 0,0 3 3,3 146 0 0,0 0 0,0
Polen 1998 4 0,2 3 0,2 72 0 0,0 0 0,0
Portugal 473 21 4.4 10 2,1 34 0 0,0 0 0,0
Ruménien 621 2 0,3 17 2,7 10 0 0,0 0 0,0
Schweden 1311 1 0,1 9 0,7 175 0 0,0 1 0,6
Slowenien 308 0 0,0 1 0,3 24 0 0,0 0 0,0
Slowakei 53 0 0,0 0 0,0 8 0 0,0 0 0,0
Gesamt 44 431 9784 220 3524 7,9 10112 9 0,1 23 0,2
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15.  Wie lauten nach Kenntnis der Bundesregierung die statistischen Daten zu
Gerichtsentscheidungen zu Eilantrdgen in Dublin-Verfahren fiir das Jahr
2024, und in wie vielen dieser Fille wurde anschlieend ein Asylpriifver-
fahren in Deutschland durchgefiihrt (bitte jeweils auch die Gesamtsum-
men fiir alle Verfahren nennen und zudem nach Zielstaaten differenzie-

ren)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Gerichtsentscheidungen zu Eilantrigen im Dublin-Verfahren
01.01 - abgelehnt stattgegeben Gesamt
31.12.2024
(Stand
15.02.2025)
Belgien 102 19 121
Bulgarien 219 125 344
Dénemark 34 1 35
Estland 8 6 14
Finnland 25 2 27
Frankreich 597 60 657
Griechenland 7 29 36
Island 1 0 1
Italien 235 877 1112
Kroatien 1 447 313 1 760
Lettland 81 17 98
Litauen 51 9 60
Luxemburg 6 0 6
Malta 29 9 38
Niederlande 165 20 185
Norwegen 14 0 14
Osterreich 351 22 373
Polen 313 51 364
Portugal 132 2 134
Ruminien 91 12 103
Schweden 150 19 169
Schweiz 142 8 150
Slowakei 23 1 24
Slowenien 31 1 32
Spanien 387 23 410
Tschechien 46 7 53
Ungarn 2 5 7
Zypern 4 2 6
Nationales Verfahren nach gescheitertem | darunter Stattgabe in der
Dublin-Verfahren (Stand 16.02.2025) fiir Ge- | Gerichtsentscheidung zum
richtsentscheidungen zu Eilantrigen im Dub-| Eilantrag im Dublin-Ver-
lin-Verfahren 01.01. — 31.12.2024 fahren
(Stand 15.02.2025)

Belgien 9 4
Bulgarien 49 25
Dénemark 5 1
Finnland 3 0
Frankreich 38 5
Griechenland 3 3
Italien 155 100
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Nationales Verfahren nach gescheitertem | darunter Stattgabe in der
Dublin-Verfahren (Stand 16.02.2025) fiir Ge- | Gerichtsentscheidung zum
richtsentscheidungen zu Eilantrigen im Dub-| Eilantrag im Dublin-Ver-

lin-Verfahren 01.01. — 31.12.2024 fahren
(Stand 15.02.2025)
Kroatien 284 34
Lettland 24 8
Litauen 4 2
Malta 5 2
Niederlande 18 6
Norwegen 1 0
Osterreich 27 10
Polen 49 12
Portugal 4 0
Ruménien 13 1
Schweden 5 1
Schweiz 4 0
Slowakei 2 0
Slowenien 5 0
Spanien 22 5
Tschechien 8 0
Ungarn 1 1
Zypern 1 0

Ein stattgebender Beschluss im Eilrechtsschutzverfahren (geméfl § 80 Absatz
5, 7, 123 VwGO) fiihrt nicht zwangslaufig zur Beendigung des Dublin-Verfah-
rens und einer Entscheidung im nationalen Asylverfahren. Insoweit wird ledig-
lich die aufschiebende Wirkung der Klage in der Hauptsache angeordnet und
die Uberstellungsfrist unterbrochen.

Die in der Tabelle angegebene Zahl je Mitgliedstaat stellt daher die Gesamtzahl
der Personen dar, in denen eine Gerichtsentscheidung zu Eilantrdgen im Dub-
lin-Verfahren getroffen wurde und die in das nationale Verfahren nach geschei-
tertem Dublin-Verfahren iibergegangen sind. Ob der Ubergang in das nationale
Verfahren auf der Gerichtsentscheidung beruht, ist statistisch nicht auswertbar.
Ergénzend wurde die Stattgaben in den Eilverfahren ausgewiesen.

16. In wie vielen Fillen wurde im Jahr 2024 bei Asylsuchenden festgestellt,
dass Griechenland nach der Dublin-Verordnung zusténdig ist (bitte auch
nach den zehn wichtigsten Herkunftsldndern differenziert angeben und
nach gestellten Ubernahmeersuchen und Selbsteintritten differenzieren)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Ubernahmeersuchen an Griechenland Jahr 2024
Herkunftsldnder gesamt: 15453
darunter:

Syrien, Arabische Republik 7474
Afghanistan 2709
Tiirkei 1 905
Somalia 735
Irak 729
Ungeklért 570
Iran, Islamische Republik 247
Armenien 200
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Ubernahmeersuchen an Griechenland Jahr 2024
Jemen 183
Pakistan 88
Selbsteintrittsrecht nach Feststellung der Zustindigkeit Griechenlands

Jahr 2024

Herkunftsldnder gesamt 707
darunter:

Armenien 275
Aserbaidschan 117
Syrien, Arabische Republik 112
Tiirkei 57
Iran, Islamische Republik 39
Libyen 23
Libanon 18
Afghanistan 17
Irak 15
Russische Foderation 10

17.  Wie viele schriftliche einzelfallbezogene Zusicherungen der griechischen
Behorden in Bezug auf eine Aufnahme und ein Asylverfahren nach EU-
Recht wurden im Jahr 2024 fiir wie viele Personen ausgesprochen, und
inwieweit hdlt das BAMF solche Zusicherungen als Voraussetzung fiir
Uberstellungen nach Griechenland fiir erforderlich (bitte begriinden)?

Grundsitzlich erfolgt eine entsprechende Zusicherung mit der Zustimmung auf
das von Deutschland gestellte Ubernahmeersuchen. Im Jahr 2024 (Stand:
11. Februar 2025) erteilten die griechischen Behorden fiir insgesamt 165 Perso-
nen eine individuelle Zusicherung im Rahmen der Zustimmung auf das von der
Bundesrepublik Deutschland gestellte Ubernahmeersuchen.

Gemdl der Empfehlung der Kommission vom 8. Dezember 2016 wird vor
einer Uberstellung eine individuelle Zusicherung von den griechischen Behor-
den dahingehend eingeholt, dass die zu iiberstellende Person gemil3 der Richt-
linie 2013/33/EU untergebracht und ihr Antrag nach Mallgabe der Richtlinie
2013/32/EU bearbeitet wird.

18. Wie lange war die Dauer von Dublin-Verfahren im Jahr 2024, und wie
lange war die Verfahrensdauer in Fillen, in denen nach der Feststellung,
dass ein anderer EU-Staat fiir die Asylpriifung zustdndig sei, dann doch
ein Priifverfahren in nationaler Zustindigkeit durchgefiihrt wurde, um
wie viele Fille handelt es sich hierbei, und wie ist das inhaltliche Ergeb-
nis der Priifverfahren in diesen Féllen (bitte nach den wichtigsten Her-
kunftslandern differenziert darstellen)?

Die Angaben konnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Durchschnittliche Bearbeitungsdauer bis zu einer behordlichen Entschei-
dung bei Dublin-Verfahren in Monaten
Jahr 2024 | 2,8
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Durchschnittliche Bearbeitungsdauer seit Asylantragstellung bei Uber-
gang ins nationale Verfahren nach gescheitertem Dublin-Verfahren
Dauer in Monaten Anzahl Entscheidungen
Jahr 2024 13,8 26 815
darunter:
Syrien, Arabische Repu- 6,6 7 235
blik
Afghanistan 12,2 6 343
Tiirkei 10,3 2 494
Russische Foderation 15,0 1709
Irak 22,5 1 692
Iran, Islamische Repu- 20,5 1285
blik
Nigeria 42,8 628
Tunesien 9,3 546
Pakistan 17,4 348
Ungekléart 16,6 336
Jahr Anerken- |Fliichtlings-| subsidiiirer | Abschie- | Ablehnung | sonst. Ver- | Entschei-
nung schutz gem.| Schutz bungsver- fahrenser- | dungen ge-
§31AsylG| gem.§41 | bot gem. ledigungen samt
AsylG § 60 V/VII
AufenthG

Gesamter- 45 3967 7311 3341 8914 3237 26 815
gebnis
darunter:
Syrien, Ar- 1 82 6 887 131 1 133 7235
ab. Rep.
Afghanistan 4 2 888 56 2 827 342 226 6 343
Tiirkei 0 68 47 1 1967 411 2 494
Russische 2 53 8 6 1202 438 1709
Foderation
Irak 0 58 32 82 983 537 1692
Iran, Islam. 22 384 29 15 742 93 1285
Rep.
Nigeria 2 16 0 42 346 222 628
Tunesien 0 9 1 1 386 149 546
Pakistan 1 25 3 10 256 53 348
Ungeklart 0 150 37 27 85 37 336

Anmerkung: Die statistische Erfassung solcher Verfahren wurde geédndert. Das heif3t dass die Verfahrensdauer erst ab dem Zeitpunkt be-
rechnet wird, zu dem die Bundesrepublik Deutschland zustidndig wurde.

19. Wie viele Ubernahmeersuchen der griechischen Behorden an Deutsch-
land im Rahmen der Familienzusammenfiihrungsregelungen nach der
Dublin-Verordnung und wie viele entsprechende Uberstellungen nach
Deutschland gab es im Jahr 2024 (bitte auch nach Quartalen auflisten),
und mit welcher Begriindung bzw. auf welcher Rechtsgrundlage wurde
diesen Ersuchen stattgegeben bzw. wurden sie abgelehnt?

Die Angaben kénnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Ersuchen von Griechenland an die| Jahr 2024 | davon |1. Quartal |2. Quartal|3. Quartal |4. Quartal
Bundesrepublik Deutschland 2024 2024 2024 2024
gesamt: 417 126 72 63 156

darunter familidre Griinde:
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Ersuchen von Griechenland an die| Jahr 2024 | davon |1. Quartal |2. Quartal|3. Quartal |4. Quartal
Bundesrepublik Deutschland 2024 2024 2024 2024
Art. 8 Abs. 1 Dublin III 139 36 30 23 50
Art. 8 Abs. 2 Dublin III 27 5 2 9 11
Art. 9 Dublin I1I 88 24 6 6 52
Art. 10 Dublin III 67 24 15 3 25
Art. 16 Abs. 1 Dublin III 2 2 0 0 0
Art. 16 Abs. 2 Dublin III 1 1 0 0 0
Art. 17 Abs. 2 Unterabs. 1 Dublin 60 24 11 12 13

111
Zustimmungen des Bundesamtes | Jahr 2024 | davon |1. Quartal|2. Quartal |3. Quartal|4. Quartal
auf Ersuchen aus Griechenland an 2024 2024 2024 2024
die Bundesrepublik Deutschland
gesamt 257 84 64 43 66
darunter aus familidren Griinden:
Art. 8 I Dublin III 66 16 17 14 19
Art. 8 II Dublin III 33 8 7 10 8
Art. 8 IV Dublin III 2 0 2 0 0
Art. 9 Dublin I1I 42 12 7 4 19
Art. 10 Dublin III 39 17 10 2 10
Art. 16 II Dublin III 1 0 1 0 0
Art. 17 II Dublin III 52 26 13 8 5
Ablehnungen des Bundesamtes |Jahr 2024 | davon |1. Quartal|2. Quartal |3. Quartal|4. Quartal
auf Ersuchen aus Griechenland an 2024 2024 2024 2024
die Bundesrepublik Deutschland
gesamt 138 40 35 28 35
darunter aus familidren Griinden:
Art. 8 I Dublin III 28 5 10 7 6
Art. 8 II Dublin III 28 7 4 8 9
Art. 9 Dublin III 27 14 0 1 12
Art. 10 Dublin III 8 1 0 3 4
Art. 16 I Dublin III 1 1 0 0 0
Art. 16 II Dublin III 1 1 0 0 0
Art. 17 II Dublin III 19 4 9 3 3
Erfolgte Uberstellungen aus Grie- | Jahr 2024 | davon |1. Quartal|2. Quartal|3. Quartal |4. Quartal
chenland an die Bundesrepublik 2024 2024 2024 2024
Deutschland
gesamt 229 61 79 46 43
darunter aus familidren Griinden:
Art. 8 I Dublin 111 65 19 18 16 12
Art. 8 IT Dublin IIT 29 5 8 6 10
Art. 8 IV Dublin III 2 0 1 1 0
Art. 9 Dublin I1I 31 6 13 3 9
Art. 10 Dublin III 37 9 19 3 6
Art. 16 I Dublin I1I 3 3 0 0 0
Art. 16 II Dublin I1I 1 0 1 0 0
Art. 17 II Dublin I1I 53 19 18 13 3
Die Quartalswerte wurden aus der Betrachtung des Jahres 2024 mit Stand

31. Dezember 2024 ermittelt.
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20. Wie viele Remonstrationen (Wiedervorlagen) durch Griechenland nach
einer Ablehnung durch das BAMF mit welchem Ergebnis gab es im Jahr
2024 in Bezug auf Ersuchen an bzw. Uberstellungen nach Deutschland,
insbesondere im Rahmen der Familienzusammenfiihrung nach der Dub-

lin-Verordnung (bitte auch nach Quartalen auflisten)?

Die Angaben kénnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Remonstrationen von
Griechenland

Jahr 2024

darunter:

1. Quartal
2024

2. Quartal
2024

3. Quartal
2024

4. Quartal
2024

gesamt

81

28

23

17

13

darunter familidre Griinde:
Art. 8 Abs. 1 Dublin III 32
Art. 8 Abs. 2 Dublin III 18
Art. 8 Abs. 4 Dublin III 1
Art. 9 Dublin III
Art. 10 Dublin III 2
Art. 16 Abs. 1 Dublin III 1
Art. 16 Abs. 2 Dublin 111 1
Art. 17 Abs. 2 Unterabs. 1 Dublin 9
111

1
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Antworten des Bundesamtes auf Remonstrationen von Griechenland
Jan-Okt 2024 Ablehnungen Zustimmungen
gesamt
Darunter familidre Griinde:
Art. 8 I Dublin III 13
Art. 8 II Dublin III 11
Art. 9 Dublin III 8 6
Art. 10 Dublin III
Art. 16 I Dublin III
Art. 16 II Dublin III
Art. 17 II Dublin III

40 45

17

N o~
Q| =[O

Antworten des Bundesamtes auf Remonstrationen von Griechenland
Jan-Okt 2024 Ablehnungen Zustimmungen

gesamt
darunter familidre Griinde:
1.Quartal 2024 10
2.Quartal 2024 9 13
3.Quartal 2024 11 10
4.Quartal 2024 8 5

40 45

15

Die Quartalswerte wurden aus der Betrachtung des Jahres 2024 mit Stand
31. Dezember 2024 ermittelt.

21. In wie vielen Fillen scheitere im Jahr 2024 eine fristgerechte Uberstel-
lung von Deutschland aus (bitte auch nach den wichtigsten Herkunfts-
und Mitgliedstaaten differenzieren), was waren die wichtigsten Griinde
hierfiir (bitte wie in der Antwort zu Frage 21 auf Bundestagsdrucksache

20/9067 auflisten)?

Im Zeitraum Jahr 2024 fanden keine fristgerechten Uberstellungen bei 40 068
Personen statt, die aus der Bundesrepublik Deutschland in einen anderen Mit-
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gliedstaat iiberstellt werden sollten (Abfragestand 31. Dezember 2024). Die
Griinde konnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Griinde fiir den Abbruch von Dub- 40 068

linverfahren (Stand 31.12.2024)
davon:
Mitgliedstaat 14 464
(Untatigkeit) ABH 5376
untergetaucht 4 842
Organisatorisches 3523
nicht angetroffen 2615
Kirchenasyl 2572
VG-Verfahren 2 494
Sonstiges 1264
fehlende Flugverbindung 993
Ausreise ins HKL 927
Reiseunfiahigkeit/Krankheit 424
SER 356
Renitenz 182
Suizidversuch/Selbstverletzung 16
Fehlende Sicherheitsbegleitung 10
Fehlende Arztbegleitung/Unter- 4
suchung
EuGH 2
Corona 2
Haftentlassung aus Abschiebehaft 2
Griinde fiir den Abbruch von Dub- 40 068

linverfahren Jahr 2024 nach Her-
kunftsland (Stand 31.12.2024)

darunter:

Syrien, Arabische Republik 9351
Afghanistan 8 064
Tirkei 5892
Russische Foderation 3023
Iran, Islamische Republik 1526
Irak 1510
Tunesien 828
Nigeria 694
Guinea 688
Algerien 628

Griinde fiir den Abbruch von 40 068

Dublinverfahren Jahr 2024 nach
dem Mitgliedstaat der Zustimmung
(Stand 31.12.2024)

darunter:

Kroatien 14 320
Italien 10 164
Bulgarien 3206
Osterreich 2418
Frankreich 1785
Spanien 1502
Polen 1257

Schweden 824
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Griinde fiir den Abbruch von 40 068
Dublinverfahren Jahr 2024 nach
dem Mitgliedstaat der Zustimmung

(Stand 31.12.2024)
Ruménien 759
Niederlande 510
22. Wie ist der aktuelle Stand in Bezug auf die Frage seit Ende 2022

(un)mdglicher Uberstellungen nach Italien (bitte so konkret wie moglich
ausfiihren)?

Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 21 der Kleinen Anfrage der
Gruppe Die Linke auf Bundestagsdrucksache 20/14341 wird verwiesen.

23.

Ist die Auswertung des Urteils des Européischen Gerichtshofs fiir Men-
schenrechte (EGMR) vom 15. Oktober 2024 in der Rechtssache
13337/19 (H.T. gegen Deutschland und Griechenland) inzwischen abge-
schlossen (vgl. Antwort zu Frage22 auf Bundestagsdrucksache
20/14341), wenn nein, warum nicht, und wenn ja, welche Konsequenzen
zieht die Bundesregierung aus dem Urteil (bitte ausfiihren), und wurden
insbesondere die Verwaltungsabsprachen des Bundesministeriums des
Innern und fiir Heimat (BMI) mit Griechenland bzw. Spanien iiber die
Zuriickweisung von Schutzsuchenden, die die Einreisevoraussetzungen
nicht erfiillen und einen EURODAC-Treffer der Kategorie 1 aufweisen,
aufgekiindigt (wenn nein, warum nicht)?

a) Wurden insbesondere interne Dienstanweisungen oder Ahnliches der
Bundespolizei zum Umgang mit Schutzsuchenden an den Grenzen
infolge des Urteils des EGMR vom 15. Oktober 2024 in der Rechts-
sache 13337/19 gedndert oder prézisiert, wenn ja, wie (bitte so genau
wie mdglich mit Datum und Inhalt auflisten), und wenn nein, warum
nicht (bitte begriinden)?

b) Stimmt die Bundesregierung der Auffassung der Fragestellenden zu,
dass nach dem Urteil des EGMR vom 15. Oktober 2024 in der
Rechtssache 13337/19 direkte Zuriickweisungen von Schutzsuchen-
den auf der Grundlage der genannten Verwaltungsabsprachen unzu-
lassig sind, wenn durch die Zuriickweisung insbesondere eine Verlet-
zung von Artikel 3 der Europdischen Menschenrechtskommission
(EMRK) droht, und dass Betroffenen eine effektive Mdglichkeit ein-
gerdumt werden muss, solche drohenden Gefahren vorbringen und
dies gegebenenfalls gerichtlich {iberpriifen lassen zu kénnen (wenn
nein, bitte in Auseinandersetzung mit dem EGMR-Urteil begriinden),
wie wird eine solche Priifung in der Praxis gegebenenfalls gewéhr-
leistet (etwa in Bezug auf Sprachmittlung, Beratung, Zugang zu
Rechtsanwiéltinnen und -anwilten und Gerichten usw.)?

¢) Inwiefern fliet das genannte Urteil des EGMR in die laut Medien-
berichten bislang schon kritische Bewertung der Bundesregierung
(vgl. z. B.: www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/i
d_100486626/zurueckweisungen-zweifel-in-der-regierung-an-vorsch
laegen-von-friedrich-merz.html) mit ein, ob pauschale Zuriickwei-
sungen von Schutzsuchenden an den Binnengrenzen rechtlich zulés-
sig wiren (bitte ausfiihren)?

d) Inwiefern teilt die Bundesregierung die Einschidtzung der Fragestel-
lenden, dass die Verwaltungsabsprachen des BMI mit Griechenland
bzw. Spanien iiber die Zuriickweisung von Schutzsuchenden, die die
Einreisevoraussetzungen nicht erfiillen und einen EURODAC-Tref-
fer der Kategorie 1 aufweisen, nicht nur angesichts des oben genann-
ten EGMR-Urteils, sondern auch angesichts des Umstands, dass es


https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100486626/zurueckweisungen-zweifel-in-der-regierung-an-vorschlaegen-von-friedrich-merz.html
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seit 2018 nach Angaben der Bundesregierung (vgl. Antwort zu
Frage 22 auf Bundestagsdrucksache 20/14341) gerade einmal 50 sol-
cher Zuriickweisungen gegeben hat, in der Praxis weitgehend folgen-
los geblieben sind (wenn nein, bitte nachvollziehbar begriinden)?

Die Fragen 23 bis 23d werden zusammen beantwortet.

Das in der Frage zitierte Urteil des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschen-
rechte (EGMR) ist am 15. Januar 2025 gemal Artikel 44 Absatz 2 EMRK end-
giiltig geworden und wird von der Bundesregierung entsprechend ihrer Ver-
pflichtung nach Art. 46 Abs. 1 EMRK umgesetzt werden. Die Priifung etwaiger
Auswirkungen des Urteils {iber die Zahlung der dem Beschwerdefiihrer zuge-
sprochenen Entschadigung hinaus ist noch nicht abgeschlossen.

Mit Verfiigung vom 20. November 2024 setzte das Bundespolizeiprasidium die
Durchfiihrung von Zuriickweisungen gemill der Verwaltungsabsprachen des
Bundesministeriums des Innern und fiir Heimat mit Griechenland bzw. Spanien
bis auf Weiteres aus.

24. Inwiefern unterscheiden sich die beschleunigten Dublin-Verfahren an
den Binnengrenzen zur Zuriickweisung von Schutzsuchenden (vgl. Me-
dienberichte vom 10. und 11. September 2024 und die Antwort zu
Frage 27 auf Bundestagsdrucksache 20/13047) von dem in der Antwort
zu Frage 26 auf Bundestagsdrucksache 20/12827 geschilderten Verfahren
bei geplanten Zuriickweisungen bei Schutzsuchenden mit Einreise- bzw.
Aufenthaltsverbot (Nachfrage zur Antwort zu Frage 23 auf Bundestags-
drucksache 20/14341, bitte konkret und nachvollziehbar darlegen, auch
wenn es keine Unterschiede im Verfahren geben sollte)?

Das Bundespolizeiprasidium und das BAMF sind am 7. Oktober 2024 gebeten
worden, dieses Verfahren in quantitativer Hinsicht zu intensivieren und etwaige
Verfahrensoptimierungen zu priifen und vorzunehmen. Hierzu wird seit Januar
2025 im Zustindigkeitsbereich der Bundespolizeidirektion Miinchen ein Pilot-
verfahren durchgefiihrt. Im Ubrigen wird auf die Antworten der Bundesregie-
rung zu den Fragen 2 und 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP auf
Bundestagsdrucksache 20/14742 verwiesen.

25. Inwiefern teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragestellenden,
dass die direkte Zuriickweisung von Asylsuchenden an deutschen Bin-
nengrenzen ohne ein (zumindest: Dublin-)Priifverfahren rechtlich immer
unzuléssig ist, weil z. B. auch bei Asylsuchenden mit einer Wiedereinrei-
sesperre zumindest ein Dublin-Verfahren vor einer moglichen Zuriick-
weisung bzw. Uberstellung durchgefiihrt werden muss (vgl. Antwort zu
Frage 26 auf Bundestagsdrucksache 20/12827) und weil zudem auch die
Priifung etwaiger Gefahren nach Artikel 3 EMRK und ein entsprechen-
der effektiver Rechtsschutz erforderlich sein kann (vgl. Urteil des EGMR
vom 15. Oktober 2024 in der Rechtssache 13337/19, wenn nein, bitte be-
griinden; Nachfrage zur Antwort zu Frage 24 auf Bundestagsdrucksache
20/14341)?

Zur Zuriickweisung von schutzsuchenden Personen, wird auf die Antwort der
Bundesregierung zu den Fragen 27a bis 27¢ der Kleinen Anfrage der Fraktion
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 20/8274 verwiesen.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode —-49 -

Drucksache 20/15133

26. Wie viele Beschiftigte sind aktuell mit ,,Dublin-Verfahren im BAMF
befasst bzw. in der Gruppe ,,Dublin-Verfahren* tatig (bitte nach genauer
Tétigkeit und jeweiliger Stellenzahl auflisten)?

Die Angaben kénnen den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Personal-Einsatz ausgewihlter Bereiche in VZA*
eD/mD| gD hD |Summe
Dublinreferate (32A, 32B, 32C) 100,8 75,7 7,2 183,7
Dublinzentren dezentral (32D, 32E, 32F, 85,5| 120,65 5,75 211,9
0.B.)
Dublin gesamt 186,3| 196,3 13,0 395,6
*zum Stand 01.02.2025
Personal-Einsatz durch Leiharbeitnehmende in VZA*
Summe
Dublin 24,0
* nicht in den Mitarbeiterzahlen oben enthalten
Vakante Stellen in VZA (Stand: 01.02.2025)
mD gD hD
Dublin (32A-F) 22,7 29,2 3,1
Soll in VZA (Stand: 15.12.2024)
mD gD hD
Dublin (32A-F) 209,0 225,5 16,0

27. Wie verlauft bzw. verlief der Einsatz der von der Europdischen Asylbe-
horde (EUAA) entsandten Kréfte im BAMF (www.bamf.de/SharedDocs/
Meldungen/DE/2024/240621-am-euaa-unterstuetzung.html, bitte mit
Angaben zur Zahl und Dauer des eingesetzten Personals in den jeweili-
gen Bereichen darlegen)?

Seit August 2024 sind bzw. waren bisher neun Unterstiitzungskrifte im Dublin-
zentrum in Berlin im Bereich der ausgehenden Informations- und Wiederauf-
nahmeersuchen im Einsatz. Derzeit (Stand: 15. Februar 2025) befinden sich
drei Member State Experts (MSE) im Dublinzentrum in Berlin im Einsatz.

Alle weiteren Angaben kdnnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Personal Einsatzbeginn Einsatzende Einsatzort
REE* 26.08.2024 31.01.2025 Dublinzentrum Berlin
MSE** 26.08.2024 25.11.2024 Dublinzentrum Berlin
MSE 16.09.2024 20.12.2024 Dublinzentrum Berlin
MSE 01.10.2024 20.12.2024 Dublinzentrum Berlin
MSE 04.11.2024 20.12.2024 Dublinzentrum Berlin
MSE 01.10.2024 20.12.2024 Dublinzentrum Berlin
MSE 16.01.2025 14.03.2025 Dublinzentrum Berlin
MSE 10.02.2025 02.05.2025 Dublinzentrum Berlin
MSE 17.02.2025 09.05.2025 Dublinzentrum Berlin

* Remunerated External Experts

** Member State Expert
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28. In welchem Umfang hat es im Jahr 2024 welche Unterstiitzung des Bun-
des bei Uberstellungen aus AnkER- oder funktionsgleichen Einrichtun-
gen gegeben (bitte insbesondere Zahlen zu Amtshilfeleistungen durch
die Bundespolizei bei Uberstellungen nennen, differenziert nach Einrich-
tung)?

Die Bundespolizei hat im Sinne der Anfrage fiir das Jahr 2024 in insgesamt 61
Féllen Amtshilfe geleistet. Die Aufschliisselung kann der nachfolgenden Ta-
belle entnommen werden.

Behorde Anzahl der
Fille

Bundespolizeidirektion Bad Bramstedt fiir Mecklenburg-Vor- 2
pommern

Bundespolizeidirektion Bad Bramstedst fiir Schleswig-Hol- 5
stein

Bundespolizeidirektion Hannover 33
Bundespolizeidirektion Koblenz 12
Bundespolizeidirektion Berlin 9




Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

1Z18S.18 UOIS.I8)\ 8LI8LIO{3| 8IP Y2inp PJiM - BUNSSBIGEION



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Clara Bünger, Dr. André Hahn, Gökay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Gruppe Die Linke – Drucksache 20/14869 –
	Ergänzende Informationen zur Asylstatistik für das Jahr 2024 – Schwerpunktfragen zu Dublin-Verfahren
	Vorbemerkung der Fragesteller



